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Kindern und Jugendlichen und

ihrer sich daraus ergebenden

Schutzbedürftigkeit Rechnung

trägt.

b) Das Übereinkommen steht ferner

in der Tradition der internationa-

len Kinderschutzbewegung, die

sich im „Jahrhundert des Kindes“

(so der Titel des 1902 erschiene-

nen Buches der schwedischen

Pädagogin Ellen Key) dazu aufge-

rufen fühlte, die Probleme der Ju-

gendhilfe einem Erfahrungsaus-

tausch und Lösungsansätzen über

die nationalen Grenzen hinweg

zuzuführen. Schon der Erste In-

ternationale Kinderschutz-Kon-

gress, der 1913 in Brüssel durch-

geführt wurde, diskutierte über

internationale Verträge zum

Schutz des Kindes, so über die

Ausarbeitung einer Konvention

zur Durchsetzung von Unterhalts-

titeln im Ausland. Diese Aufga-

ben wurden nach dem Ersten

Weltkrieg vom Völkerbund über-

nommen. Die Fünfte Versamm-

lung des Völkerbundes verab-

schiedete – gleichzeitig mit der

Beschlussfassung zur Übernahme

der Aufgaben des internationalen

Kinderschutzes – am 26. Septem-

ber 1924 eine Erklärung (sog.

„Genfer Erklärung“), die als Leit-

linie dienen sollte und mit der

die Belange der Kinder- und

Jugendhilfe erstmals als Anliegen

der internationalen Gemein-

schaft anerkannt wurden. Die Er-

klärung lautet:

„Genfer Erklärung“

I. Das Kind soll in der Lage sein,

sich sowohl in materieller wie in

geistiger Hinsicht in natürlicher

Weise zu entwickeln.

II. Das hungernde Kind soll genährt

werden; das kranke Kind soll ge-

pflegt werden; das zurückgeblie-

bene Kind soll ermuntert werden;

das verirrte Kind soll auf den gu-

ten Weg geführt werden; das ver-

waiste und verlassene Kind soll

aufgenommen und unterstützt

werden.

III. Dem Kind soll in Zeiten der Not

zuerst Hilfe zuteil werden.

IV. Das Kind soll in die Lage versetzt

werden, seinen Lebensunterhalt

zu verdienen, und soll gegen jede

Ausbeutung geschützt werden.

V. Das Kind soll in dem Gedanken

erzogen werden, seine besten

Kräfte in den Dienst seiner Mit-

menschen zu stellen.“

2. Erklärung der Rechte des Kindes
vom 20. November 1959

Das internationale Interesse an Fra-

gen der Rechte des Kindes und der

Jugendlichen hat dazu geführt, dass

schon früh völkerrechtliche Verträge

zustande kamen, die dem Schutz des

Kindes und der Wahrnehmung sei-

ner Rechte dienen sollten, so bereits

das Haager Abkommen vom 12. Juni

1902 zur Regelung der Vormund-

schaft über Minderjährige (RGBl.

1904 S. 240) oder das internationale

Übereinkommen vom 4. Mai 1910

zur Bekämpfung des Mädchenhan-

dels (RGBl. 1913 S. 31). Nach dem

Zweiten Weltkrieg sind eine Vielzahl

internationaler Verträge oder inter-

nationalrechtlicher Regelungen hin-

zugekommen, denen es ebenfalls um

einzelne Belange junger Menschen

geht; beispielhaft anzuführen sind

etwa das für die Durchsetzung von

Unterhaltsansprüchen von Kindern

bedeutsame VN-Übereinkommen
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Denkschrift zu dem Übereinkommen
(Bundestags-Drucksache 12/42
(vom 24.01.1991, S. 29–53)

A. Allgemeines

I. Entstehungsgeschichte des Über-

einkommens

1. Die „Genfer Erklärung“

In dem von der Generalversammlung

der Vereinten Nationen am 20. No-

vember 1989 verabschiedeten Über-

einkommen über die Rechte des

Kindes treffen sich zwei Entwick-

lungslinien:

a) Das Übereinkommen ist zunächst

Ausdruck des Bestrebens, den

Schutz der Menschenrechte in

völkerrechtlichen Verträgen zu

kodifizieren und damit auf Dauer

in einem Normengeflecht inter-

nationaler Bindungen immer fes-

ter zu verankern. Dieses seit der

Allgemeinen Erklärung der Men-

schenrechte vom 10. Dezember

1948 beherrschende Thema der

internationalen Menschenrechts-

politik hat mittlerweile dazu ge-

führt, dass eine Vielzahl von Men-

schenrechtsverträgen in Kraft

treten konnte, unter denen die

Menschenrechtspakte der Verein-

ten Nationen vom 19. Dezember

1966, nämlich der Internationale

Pakt über bürgerliche und politi-

sche Rechte (BGBl. 1973 II S. 1533)

und der Internationale Pakt über

wirtschaftliche, soziale und kultu-

relle Rechte (BGBl. II S. 1569) ne-

ben den allgemeinen Verträgen

zum Schutz der Menschenrechte

und Grundfreiheiten vom 4. No-

vember 1950 (BGBl. 1952 II

S. 685), nachfolgend als „Europäi-

sche Menschenrechtskonvention“

oder „EMRK“ bezeichnet, beson-

dere Erwähnung verdienen.

Schon frühzeitig sind diese Ver-

träge, die einen Katalog allgemei-

ner Menschenrechte garantieren,

um andere Übereinkommen er-

gänzt worden, denen es um die

Regelung spezifischer Menschen-

rechtsprobleme geht (z. B. um die

Bekämpfung der Rassendiskrimi-

nierung) oder die sich der Men-

schenrechte bestimmter, beson-

ders schutzbedürftiger Gruppen

annehmen, z. B. der Flüchtlinge,

der Inhaftierten oder von Frauen.

In diesen Rahmen fügt sich das

vorliegende Übereinkommen ein,

weil es der besonderen Lage von
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messenen rechtlichen Schutzes vor

und nach der Geburt bedarf;

da die Notwendigkeit solcher beson-

deren Schutzmaßnahmen in der Gen-

fer Erklärung der Rechte des Kindes

von 1924 ausgesprochen und in der

Allgemeinen Erklärung der Men-

schenrechte sowie in den Satzungen

der mit dem Wohl des Kindes be-

fassten Sonderorganisationen und

anderen internationalen Organisatio-

nen anerkannt worden ist;

da die Menschheit dem Kind das Bes-

te schuldet, das sie zu geben hat,

verkündet die Generalversammlung

die vorliegende Erklärung der Rechte

des Kindes mit dem Ziel, dass es eine

glückliche Kindheit haben und zu

seinem eigenen Nutzen und zum

Nutzen der Gesellschaft die hierin

aufgeführten Rechte und Freiheiten

genießen möge, und fordert Eltern,

Männer und Frauen als Einzelperso-

nen sowie Wohlfahrtsverbände, Kom-

munalbehörden und nationale Regie-

rungen auf, diese Rechte

anzuerkennen und sich durch im

Einklang mit den nachstehenden

Grundsätzen schrittweise zu treffen-

de gesetzgeberische und andere

Maßnahmen für die Einhaltung die-

ser Rechte einzusetzen:

Artikel 1

Das Kind genießt alle in dieser Er-

klärung aufgeführten Rechte. Alle

Kinder ohne jede Ausnahme haben

ohne Unterschied oder Diskriminie-

rung auf Grund der Rasse, der Haut-

farbe, des Geschlechts, der Sprache,

der Religion, der politischen oder so-

zialen Herkunft, des Eigentums, der

Geburt oder der sonstigen Umstände,

die in der eigenen Person oder in der

Familie begründet sind, Anspruch

auf diese Rechte.

Artikel 2

Das Kind genießt besonderen Schutz

und erhält kraft Gesetzes oder durch

andere Mittel Chancen und Erleichte-

rungen, so dass es sich körperlich,

geistig, moralisch, seelisch und ge-

sellschaftlich gesund und normal in

Freiheit und Würde entwickeln kann.

Bei der Einführung von Gesetzen zu

diesem Zweck sind die Interessen des

Kindes ausschlaggebend.

Artikel 3

Das Kind hat von Geburt an An-

spruch auf einen Namen und eine

Staatsangehörigkeit.

Artikel 4

Das Kind genießt die Leistungen der

sozialen Sicherheit. Es hat einen An-

spruch darauf, gesund aufzuwachsen

und sich zu entwickeln; zu diesem

Zweck erhalten sowohl das Kind als

auch seine Mutter besondere Fürsor-

ge und besonderen Schutz einschließ-

lich einer angemessenen Betreuung

vor und nach der Geburt. Das Kind

hat ein Recht auf angemessene

Ernährung, Unterbringung, Erholung

und ärztliche Betreuung.

Artikel 5

Das Kind, das körperlich, geistig oder

sozial behindert ist, erhält die beson-

dere Behandlung, Erziehung und

Fürsorge, die seine besondere Lage

erfordert.
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vom 20. Juni 1956 über die Geltend-

machung von Unterhaltsansprüchen

im Ausland (BGBl. 1959 II S. 149) und

das Haager Übereinkommen vom

5. Oktober 1961 über die Zuständig-

keit der Behörden und das anzuwen-

dende Recht auf dem Gebiet des

Schutzes von Minderjährigen (BGBl.

1971 II S. 217).

Kinder wurden als eine besonders

schutzbedürftige Gruppe von Men-

schen zunehmend auch in den inter-

nationalen Kodifikationen der Men-

schenrechte berücksichtigt. Schon

Artikel 25 Abs. 2 der Allgemeinen Er-

klärung der Menschenrechte prokla-

mierte: „Mutter und Kind haben An-

spruch auf besondere Hilfe und

Unterstützung. Alle Kinder, eheliche

und uneheliche, genießen den glei-

chen sozialen Schutz.“

Auch die Menschenrechtspakte der

Vereinten Nationen, die ausgehend

von den Programmsätzen der Allge-

meinen Erklärung der Menschen-

rechte den internationalen

Menschenrechtsschutz im Vertrags-

völkerrecht verankert haben, haben

die besondere Lage des Kindes

berücksichtigt. So räumt Artikel 24

Abs. 1 des Internationalen Paktes

vom 19. Dezember 1966 über bürger-

liche und politische Rechte (BGBl.

1973 II S. 1533) jedem Kind ohne Dis-

kriminierung „das Recht auf diejeni-

gen Schutzmaßnahmen durch seine

Familie, die Gesellschaft und den

Staat (ein), die seine Rechtsstellung

als Minderjähriger erfordert“.

Über diese internationalrechtlichen

Einzelregelungen zum Schutz des

Kindes hinaus entstand alsbald auch

das Bedürfnis, die Leitgedanken für

den dem Kinde gebührenden rechtli-

chen Schutz nach dem Vorbild der

Genfer Erklärung von 1924 in einer

allgemeinen Erklärung zusammenzu-

fassen. Eine solche Erklärung ist zwar

nicht wie ein internationales Über-

einkommen völkerrechtlich verbind-

lich. Sie bietet aber den Vorteil, dass

sie sich als Empfehlung an sämtliche

Staaten richtet. Nach jahrelangen Be-

ratungen hat die Generalversamm-

lung der Vereinten Nationen am 20.

November 1959 als Resolution 1386

(IV) folgenden Beschluss gefasst:

„Erklärung der Rechte des Kindes

Präambel

Da die Völker der Vereinten Natio-

nen in der Charta ihren Glauben an

die Grundrechte des Menschen und

an Würde und Wert der menschli-

chen Persönlichkeit erneut bekräftigt

und beschlossen haben, den sozialen

Fortschritt und einen besseren Le-

bensstandard in größerer Freiheit zu

fördern;

da die Vereinten Nationen in der All-

gemeinen Erklärung der Menschen-

rechte verkündet haben, dass jeder

Mensch Anspruch auf die darin ver-

kündeten Rechte und Freiheiten hat,

ohne irgendeine Unterscheidung

wie etwa nach Rasse, Hautfarbe,

Geschlecht, Sprache, Religion, politi-

scher und sonstiger Überzeugung,

nationaler oder sozialer Herkunft,

nach Eigentum, Geburt oder sonsti-

gen Umständen;

da das Kind wegen seiner mangeln-

den körperlichen und geistigen Reife

besonderen Schutz und besonderer

Fürsorge, einschließlich eines ange-
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klärung der Rechte des Kindes“ führ-

ten die Vereinten Nationen das „Jahr

des Kindes“ 1979 durch, nachdem

diese Aktion, wie sich in der Vorbe-

reitungsphase gezeigt hatte, von ei-

ner großen Zahl internationaler und

nationaler Jugendwohlfahrtsverbän-

de gefordert oder begrüßt worden

war. Auch die Regierungen der 

VN-Mitgliedstaaten hatten ihre Be-

reitschaft erklärt, an den Veranstal-

tungen im „Jahr des Kindes“ mitzu-

wirken. In diesem Zusammenhang

hatte die polnische Regierung vorge-

schlagen, die 1959 verabschiedete

„Erklärung der Rechte des Kindes“,

ergänzt um einige vertragstechni-

sche Artikel, als „Übereinkommen

über die Rechte des Kindes“ in einen

völkerrechtlichen Vertrag umzuwan-

deln, der im „Jahr des Kindes“ zur

Unterzeichnung aufgelegt werden

sollte (VN-Dokument E/CN/.4/L. 1366

vom 7. Februar 1978). Andere Regie-

rungen, darunter auch die Bundesre-

gierung, hatten allerdings Bedenken

dagegen, der Konvention den – viel-

fach als unbefriedigend, zumindest

unvollständig angesehenen – Wort-

laut der Erklärung von 1959 zugrun-

de zu legen. Auch bei der im Januar

1979 durchgeführten „Warschauer

Konferenz über den gesetzlichen

Schutz des Kindes“, die außer von der

Polnischen Juristenvereinigung von

der Internationalen Vereinigung De-

mokratischer Juristen und von der In-

ternationalen Juristenkommission

durchgeführt wurde, zeigt sich, dass

das Spektrum der Probleme, die in ei-

ner Kinderkonvention aufzugreifen

wären, im Vergleich zur Erklärung

von 1959 wesentlich umfangreicher

sein würde. Zum selben Ergebnis

kam auch die Arbeitsgruppe, die von

der Menschenrechtskommission des

Wirtschafs- und Sozialrats der Verein-

ten Nationen mit der Ausarbeitung

des Übereinkommensentwurfs be-

traut worden war und die erstmals

im Februar 1979 in Genf zusammen-

trat. Die Beratungen der Arbeitsgrup-

pe wurden sodann in den folgenden

Jahren fortgesetzt, und zwar in der

Weise, dass die Arbeitsgruppe vor

dem Beginn der jeweiligen Frühjahrs-

tagung der Menschenrechtskommis-

sion anfangs nur für jeweils eine Wo-

che, später bis zu zwei Wochen in

Genf zusammentrat, um die einzel-

nen Entwurfsartikel zu beraten. Die

Tagungen wurden unter dem Vorsitz

des jeweils zum Vorsitzenden wieder

gewählten Professors Lopatka aus

Warschau durchgeführt. Dieser Bera-

tungsrhythmus hatte zur Folge, dass

der Entwurf des Übereinkommens

über die Rechte des Kindes von der

Arbeitsgruppe erst am 9. Dezember

1988 im Konsens einstimmig ange-

nommen werden konnte.

Trotz des erreichten Konsenses wur-

den in der Folgezeit vereinzelt Forde-

rungen nach Wiederaufnahme der

Sachdiskussion zu einigen Artikeln

laut. Dies galt vor allem für den weit-

hin als misslungen empfundenen Ar-

tikel 38 Abs. 2 des Übereinkommens,

der die Teilnahme von Personen an

Feindseligkeiten davon abhängig

macht, dass diese das 15. Lebensjahr

vollendet haben. Forderungen nach

Nachbesserung des Artikels 38 (und

weiterer Übereinkommensbestim-

mungen) haben sich aber nicht

durchsetzen können, weil der Ein-

druck vorherrschte, dass eine Wie-

deraufnahme der Sachdiskussion ei-

ne Verbesserung des Entwurfs

insgesamt nicht erwarten ließ. Die

Menschenrechtskommission des
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Artikel 6

Das Kind braucht zur vollen und har-

monischen Entfaltung seiner Persön-

lichkeit Liebe und Verständnis. Es

wächst, soweit irgendwie möglich, in

der Obhut und unter der Verantwor-

tung seiner Eltern, auf jeden Fall

aber in einem Klima der Zuneigung

und der moralischen und materiellen

Sicherheit auf; ein Kleinkind darf –

außer in außergewöhnlichen Um-

ständen – nicht von seiner Mutter ge-

trennt werden. Die Gesellschaft und

die öffentlichen Stellen haben die

Pflicht, Kindern, die keine Familie ha-

ben, und Kindern ohne ausreichen-

den Lebensunterhalt besondere Für-

sorge zuzuwenden. Staatliche

Geldleistungen und andere Unter-

haltshilfen für Kinder aus kinderrei-

chen Familien sind wünschenswert.

Artikel 7

Das Kind hat Anspruch auf unent-

geltliche Pflichtunterrichtung, zu-

mindest in der Elementarstufe. Ihm

wird eine Erziehung zuteil, die seine

allgemeine Bildung fördert und es

auf der Grundlage der Chancen-

gleichheit in die Lage versetzt, seine

Fähigkeiten, sein persönliches Urteils-

vermögen, seinen Sinn für morali-

sche und soziale Verantwortung zu

entwickeln und ein nützliches Glied

der Gesellschaft zu werden.

Die Interessen des Kindes sind die

Richtschnur für alle, die für seine Er-

ziehung und Anleitung verantwort-

lich sind; diese Verantwortung liegt

in erster Linie bei den Eltern. Das

Kind hat volle Gelegenheit zu Spiel

und Erholung, die den gleichen Zie-

len wie die Erziehung dienen sollen;

die Gesellschaft und die öffentlichen

Stellen bemühen sich, die Durchset-

zung dieses Rechts zu fördern.

Artikel 8

Das Kind gehört in jeder Lage zu de-

nen, die zuerst Schutz und Hilfe er-

halten.

Artikel 9

Das Kind wird vor allen Formen der

Vernachlässigung, Grausamkeit und

Ausbeutung geschützt. Es darf nicht

Handelsgegenstand in irgendeiner

Form sein.

Das Kind wird vor Erreichung eines

angemessenen Mindestalters nicht

zur Arbeit zugelassen; in keinem Fall

wird es veranlasst oder wird ihm er-

laubt, einen Beruf oder eine Tätigkeit

auszuüben, die seine Gesundheit

oder Erziehung beeinträchtigen oder

seine körperliche, geistige oder sittli-

che Entwicklung hemmen würden.

Artikel 10

Das Kind wird vor Praktiken ge-

schützt, die eine rassische, religiöse

oder andere Form der Diskriminie-

rung fördern können. Es wird erzo-

gen im Geist der Verständigung, der

Toleranz, der Freundschaft zwischen

den Völkern, des Friedens und der

weltweiten Brüderlichkeit sowie im

vollen Bewusstsein, dass es seine Kraft

und seine Fähigkeiten in den Dienst

an seinen Mitmenschen stellen soll.“

3. Ausarbeitung des Übereinkommens

Im Zusammenhang mit dem 20. Jah-

restag der Verkündung der „Er-
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mitteln und ist geeignet, die Lage des

Kindes vor allem auch in den Dritt-

weltländern zu verbessern, indem es

Maßstäbe mit universalem Geltungs-

anspruch setzt. Die Bundesregierung

hat an dem Zustandekommen des

Übereinkommens in der Genfer Ar-

beitsgruppe, in der sie von Anfang

an Mitglied war, aktiv mitgewirkt.

Die mit der Jugendhilfe in der Bun-

desrepublik Deutschland befassten

Institutionen und Verbände be-

grüßen das Übereinkommen und for-

dern, dass es möglichst rasch auch

von der Bundesrepublik Deutschland

ratifiziert wird. Eine ebenso positive

Haltung hat die Kinderkommission

des Deutschen Bundestages einge-

nommen, in der sämtliche Fraktio-

nen vertreten sind.

Das Übereinkommen setzt Standards,

die in der Bundesrepublik Deutsch-

land verwirklicht sind, und bietet

keinen Anlass, grundlegende Ände-

rungen oder Reformen des inner-

staatlichen Rechts zu betreiben.

Allerdings hat sich bei näherer Prü-

fung der einzelnen Bestimmungen

ergeben, dass einige Übereinkom-

mensartikel die Grundlage für

Fehlauslegungen bieten könnten, die

zum Teil weit reichende Konsequen-

zen für die innerstaatliche Rechtsord-

nung hätten. Die Länder haben

deshalb der Zeichnung des Überein-

kommens nur unter der Vorausset-

zung zugestimmt, dass die Bundesre-

gierung bei Hinterlegung der

Ratifikationsurkunde eine völker-

rechtliche Erklärung abgibt, durch

welche die aufgetretenen Zweifelsfra-

gen ausgeräumt werden und durch

die klargestellt wird, inwieweit das

Übereinkommen völkerrechtlich bin-

det. Die Ständige Vertragskommis-

sion der Länder hat dementspre-

chend den Landesregierungen die

Zustimmung zur Zeichnung des

Übereinkommens unter der Voraus-

setzung empfohlen, dass folgende Er-

klärung abgegeben wird:

„Die Regierung der Bundesrepublik

Deutschland behält sich das Recht

vor, bei der Ratifizierung diejenigen

Erklärungen mitzuteilen, die sie –

insbesondere im Hinblick auf die

Auslegung der Artikel 9, 10, 18 und

22 – für erforderlich hält.“

Dem hat auch der Rechtsausschuss

des Deutschen Bundestages in seiner

62. Sitzung am 17. November 1989

einstimmig mit folgender Stellung-

nahme zugestimmt:

„Der Rechtsausschuss erhebt keine

verfassungsrechtlichen oder sonsti-

gen rechtlichen Bedenken gegen die

Zeichnung der UNO-Konvention über

die Rechte des Kindes durch die Bun-

desregierung. Dabei geht er von der

Erwartung aus, dass die vorgesehene

völkerrechtliche Erklärung zum Aus-

legungsvorbehalt abgegeben wird.“

Die Bundesregierung hat die vorer-

wähnte völkerrechtliche Erklärung

im Zusammenhang mit der Zeich-

nung des Übereinkommens dem Ge-

neralsekretär der Vereinten Nationen

notifiziert. Sie beabsichtigt zudem,

bei Hinterlegung der Ratifikationsur-

kunde die sich aus der Anlage zur

Denkschrift ergebende und mit den

Bundesländern abgestimmte völker-

rechtliche Erklärung abzugeben.

Das Übereinkommen über die Rechte

des Kindes ist bereits am 2. Septem-

ber 1990 völkerrechtlich in Kraft ge-

treten. Vertragsstaaten sind derzeit
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Wirtschafts- und Sozialrats der Ver-

einten Nationen hat darum den von

der Arbeitsgruppe vorgelegten 

Entwurf am 9. März 1989 ohne jede

Änderung gebilligt. Auch die Gene-

ralversammlung der Vereinten Natio-

nen hat sich darauf beschränkt, die

von der Arbeitsgruppe in Form eines

Alternativvorschlags offen gelassene

Frage der Finanzierung des nach

dem Übereinkommen zu errichten-

den Ausschusses für die Rechte der

Kinder zu entscheiden, indem sie in

Artikel 43 Abs. 11 und 12 des Übe-

reinkommens bestimmt hat, dass die

Kosten insoweit aus den allgemeinen

Haushaltsmitteln der Vereinten Na-

tionen getragen werden. Im Übrigen

hat die Generalversammlung den

von der Arbeitsgruppe vorgelegten

Übereinkommensentwurf am 20. No-

vember 1989 – dem 30. Jahrestag der

Erklärung der Rechte des Kindes –

ohne jede Änderung einstimmig an-

genommen.

Das Übereinkommen wurde am

25. Januar 1990 in New York zur

Zeichnung aufgelegt und bei dieser

Gelegenheit von der Bundesrepublik

Deutschland und weiteren 58 Staaten

gezeichnet.

II. Verhältnis zu anderen Überein-

kommen

Das vorliegende Übereinkommen

steht der Sache nach in engem Zu-

sammenhang mit Artikel 24 Abs. 1

des Internationalen Paktes über bür-

gerliche und politische Rechte. Nach

dieser Bestimmung, die auch für die

Bundesrepublik Deutschland verbind-

lich ist, hat jedes Kind ohne Diskrimi-

nierung (nach näher bezeichneten

Merkmalen) ein Recht auf diejenigen

Schutzmaßnahmen, die seine Rechts-

stellung als Minderjähriger erfordert.

Angesichts der Unbestimmtheit die-

ser Garantie steht den Paktstaaten bei

der Umsetzung des Artikels 24 Abs. 1

ein weiter Ermessensspielraum zu,

den das vorliegende Übereinkommen

erheblich einengt, indem es die kon-

kreten Maßnahmen, auf die Kinder

zu ihrem Schutz ein Recht haben sol-

len, spezifiziert und im einzelnen re-

gelt. Das Übereinkommen ist insofern

ein Spezialübereinkommen zu Artikel

24 Abs. 1 des Paktes über bürgerliche

und politische Rechte. An die Schutz-

garantien für das Kind in anderen in-

ternationalen Vertragswerken lehnt

sich das vorliegende Übereinkommen

dabei vielfach an. Doppelregelungen

nimmt es in Kauf; im Übrigen ist es

aber bestrebt, Normkonflikte und -wi-

dersprüche zu vermeiden, indem es

über anderenorts verbriefte Garanti-

en, die den Schutz des Kindes betref-

fen, nicht hinausgeht. Im Übrigen

bestimmt Artikel 41 des Überein-

kommens, dass zur Verwirklichung

der Rechte des Kindes besser geeig-

nete Bestimmungen unberührt blei-

ben, gleichviel ob sie im innerstaatli-

chen Recht oder in dem für den

betreffenden Vertragsstaat geltenden

Völkerrecht enthalten sind.

III. Würdigung des Übereinkom-

mens

Das Übereinkommen verankert erst-

mals in der Geschichte des Völker-

rechts die Rechte des Kindes umfas-

send in einem internationalen

Vertragswerk mit weltweitem Gel-

tungsanspruch. Es leistet dadurch ei-

nen für die rechtliche und gesell-

schaftliche Stellung junger Menschen

wichtigen Beitrag. Es will der Jugend-

hilfe in aller Welt neue Impulse ver-
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Schutzmaßnahmen durch seine Fa-

milie, die Gesellschaft und den Staat,

die seine Rechtsstellung als Minder-

jähriger erfordert“. Das vorliegende

Übereinkommen präzisiert zu einem

wesentlichen Teil, was unter den ge-

botenen Schutzmaßnahmen zu ver-

stehen ist. Pauschal als „Recht“ wird

das Verhältnis des Kindes zu diesen

Schutzmaßnahmen umschrieben,

weil sie dem Wohl des Kindes die-

nen und weil sie ihm darum ge-

bühren. Es ist Sache des Vertrags-

staates und des innerstaatlichen

Rechts, zu bestimmen, inwieweit

Schutzmaßnahmen, die nach dem

Übereinkommen zum Wohle des

Kindes zu treffen sind, von dem Kind

oder seinem gesetzlichen Vertreter

durch gerichtliche Klage erzwungen

werden können.

III. Verhältnis zum Elternrecht

Das Übereinkommen verfolgt – ob-

gleich manche Bestimmungen auf

den ersten Blick diesen Eindruck ver-

mitteln könnten – nicht das Anlie-

gen, Kinder und Jugendliche, die un-

ter der Obhut ihrer Eltern oder

anderer personensorgeberechtigter

Personen stehen, zu emanzipieren

und für den vom Übereinkommen er-

fassten Regelungsbereich Erwachse-

nen gleichzustellen. Wäre dies der

Fall, würden sich ernsthafte Zweifel

ergeben, ob das Übereinkommen mit

dem in Artikel 6 Abs. 2 GG verfas-

sungsrechtlich als Grundrecht ver-

bürgten Elternrecht vereinbar wäre.

Indessen ist auch das elterliche Sor-

gerecht – und das damit verbundene

Recht, das minderjährige Kind zu er-

ziehen – eine durch Artikel 24 Abs. 1

des Internationalen Paktes über bür-

gerliche und politische Rechte legiti-

mierte Schutzmaßnahme der staatli-

chen Gesetzgebung, auf die das Kind

ein Recht hat und die durch das vor-

liegende Übereinkommen nicht in

Frage gestellt werden soll. Vielmehr

ergibt sich aus Artikel 5 des Überein-

kommens deutlich, dass das Überein-

kommen es als selbstverständlich vor-

aussetzt, dass Kinder und

Jugendliche bei der Wahrnehmung

ihrer Rechte Beschränkungen unter-

liegen, die sich aus dem Erziehungs-

recht ihrer Eltern oder anderer perso-

nensorgeberechtigter Personen

ergeben. Allerdings haben die Ent-

wurfsverfasser von einer umfassen-

den Beschreibung der Rechte erzie-

hungsberechtigter Personen im

vorliegenden Übereinkommen abge-

sehen. Dies beruht indessen nicht auf

der Absicht, das elterliche Erzie-

hungsrecht zu verkürzen, sondern le-

diglich auf der Erwägung, dass ein

Übereinkommen über die Rechte des

Kindes nicht der geeignete Rahmen

ist, um Recht der Eltern zu garantie-

ren. Die Bundesregierung wird, um

dies klarzustellen, in der Erklärung,

die sie bei Hinterlegung der Ratifika-

tionsurkunde abgeben wird, darauf

hinweisen, dass die innerstaatlichen

Vorschriften über die gesetzliche Ver-

tretung des Kindes bei der Wahrneh-

mung seiner Rechte unberührt blei-

ben. Auf die Anlage zur Denkschrift

wird Bezug genommen.

IV. Vereinbarkeit des Übereinkom-

mens mit dem innerstaatlichen

Recht

Bei der zu den einzelnen Überein-

kommensbestimmungen nachfol-

gend zu erörternden Fragen nach ih-

rer Vereinbarkeit mit dem

innerstaatlichen Recht wird vom
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(Stand: 21. August 1990) Ägypten,

Bangladesch, Belize, Benin, Bhutan,

Bolivien, Ekuador, El Salvador, Gha-

na, Guatemala, Guinea, Kenia, Mauri-

tius, Mongolei, St. Kitts und Nevis, Se-

negal, Sierra Leone, Sudan,

Schweden, Togo, Vatikan, Vietnam.

Mit der von der Bundesregierung

nunmehr vorgeschlagenen Ratifizie-

rung des Übereinkommens durch die

Bundesrepublik Deutschland wird

unterstrichen, dass sie die mit dem

Übereinkommen verfolgten Ziele mit

Nachdruck unterstützt.

B. Zu den einzelnen Bestimmungen

Vorbemerkung

Zum allgemeinen Verständnis des

Übereinkommens ist auf folgendes

hinzuweisen:

I. Begründung von Staatenver-

pflichtungen

Nach Artikel 4 Satz 1 sind die Ver-

tragsstaaten gehalten, zur Verwirkli-

chung der in dem Übereinkommen

anerkannten Rechte „alle geeigneten

Verwaltungs- und sonstigen Maßnah-

men zu ergreifen“. Einer solchen all-

gemeinen Verpflichtung bedarf es,

weil das Übereinkommen sich durch

die Ratifizierung in dem betreffen-

den Vertragsstaat nicht von selbst

verwirklicht. Das Übereinkommen

begründet lediglich Staatenverpflich-

tungen, wonach die Vertragsstaaten

das Übereinkommen und die in ihm

anerkannten Kindesrechte in ihrem

innerstaatlichen Recht umsetzen

müssen. Das Übereinkommen bietet

aber keine Grundlage für die rechtli-

che Geltendmachung unmittelbar

auf einzelne Übereinkommensartikel

gestützter individueller Rechtsan-

sprüche. Solche Ansprüche können

vielmehr nur geltend gemacht wer-

den, soweit das innerstaatliche Recht

– das freilich im Einklang mit dem

Übereinkommen stehen muss – dies

vorsieht. Die Bundesregierung wird

bei der Hinterlegung der Ratifika-

tionsurkunde eine Erklärung abge-

ben, die das klarstellt. Mit ihr soll

auch verdeutlicht werden, dass das

innerstaatliche Recht im Einklang

mit dem Übereinkommen steht. Auf

die im Anhang zur Denkschrift wie-

dergegebene Erklärung wird dazu

verwiesen.

II. Zum Begriff der „Rechte

des Kindes“

Wenn das Übereinkommen von den

„Rechten des Kindes“ spricht, so will

es damit nicht sagen, dass das Kind

über dieses „Recht“ in jedem Fall aus

eigenem autonomen Willen eine

Verfügung treffen oder dass es dieses

Recht durch einen Vertreter stets

einklagen könnte. Dem stünde be-

reits der Umstand entgegen, dass

sich zahlreiche der im Übereinkom-

men verankerten Kindesrechte ihrer

Unbestimmtheit wegen als klagewei-

se durchsetzbare Individualan-

sprüche nicht eignen und darum

auch nicht so verstanden werden

können. Der Sprachgebrauch des

Übereinkommens folgt insoweit

demjenigen des Artikels 24 des Inter-

nationalen Paktes über bürgerliche

und politische Rechte. Nach dieser

Bestimmung – auf die das Überein-

kommen in Absatz 8 der Präambel

ausdrücklich Bezug nimmt – hat je-

des Kindes ein „Recht auf diejenigen
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lung im Übereinkommenstext

war indessen kein Konsens zu er-

zielen. Ein früherer Entwurf des

Übereinkommens ging sogar so

weit, in einem Präambelabsatz

den wesentlichen Inhalt der Er-

klärung von 1959 wiederzugeben

und dabei den vorzitierten Hin-

weis auszusparen, so dass der Ein-

druck entstehen konnte, das

Übereinkommen wolle dem vor-

geburtlichen Schutz des Kindes

eine Absage erteilen.

4. Diese für viele Staaten unbefrie-

digende Entwurfslage hat dazu

geführt, dass die Frage des

Schutzes des ungeborenen

Lebens aus Anlass eines von der

Delegation der Bundesrepublik

Deutschland gestellten Ände-

rungsantrags in der Zweiten Le-

sung des Entwurfs durch die Ar-

beitsgruppe nochmals eingehend

beraten worden ist, und zwar mit

folgendem Ergebnis: Einerseits

wurde in das Übereinkommen

der Präambelsatz 9 aufgenom-

men, in dem der Hinweis der Er-

klärung von 1959 auf die Not-

wendigkeit eines angemessenen

Schutzes „vor und nach der Ge-

burt“ ausdrücklich wörtlich wie-

dergegeben wird. Andererseits

hat der Vorsitzende der Arbeits-

gruppe auf Vorschlag des Redak-

tionskomitees und im Konsens

mit der Arbeitsgruppe folgende

Erklärung zu Protokoll gegeben

(Übersetzung):

„Mit der Annahme dieses Präam-

belabsatzes verfolgt die Arbeits-

gruppe nicht die Absicht, der

Auslegung des Artikels 1 oder ei-

ner anderen Übereinkommensbe-

stimmung durch die Vertrags-

staaten vorzugreifen.“

Vgl. UNO-Dokument

E/CN.4/1989/48 vom

2. März 1989, S. 11.

Vor diesem Hintergrund kann

nicht angenommen werden, dass

das Übereinkommen bindende

Verpflichtungen zum Schutz des

ungeborenen Lebens begründet.

5. In der Bundesrepublik Deutsch-

land genießt das ungeborene

Kind Schutz nach Maßgabe ver-

schiedener gesetzlicher Vorschrif-

ten. Zwar wird ein Mensch

grundsätzlich erst mit der Vollen-

dung seiner Geburt rechtsfähig

(§ 1 BGB). Das noch nicht gebore-

ne Kind ist jedoch bereits erb-

fähig (§ 1923 Abs. 2 BGB), es wird

als „anderer“ im Sinne des § 823

Abs. 1 BGB gegen vorgeburtliche

Schädigungen geschützt, hat im

Falle der Tötung des Unterhalts-

pflichtigen Ersatzansprüche nach

§ 844 Abs. 2 BGB und kann

außerdem durch Verträge zugun-

sten Dritter oder mit Schutzwir-

kung zugunsten Dritter begüns-

tigt werden. Ihm kann zur

Wahrung seiner künftigen Rech-

te bereits vor der Geburt ein Pfle-

ger bestellt werden (§ 1912 BGB).

In der Bundesrepublik Deutsch-

land ist somit die Notwendigkeit

„eines angemessenen rechtlichen

Schutzes vor … der Geburt“

(Präambelabsatz 9) anerkannt.

Zu Artikel 2

1. Die Nichtdiskriminierungsklausel

des Artikels 2 gehört zu den übli-
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Recht der Bundesrepublik Deutsch-

land ausgegangen, weil dieses nach

Artikel 8 des Einigungsvertrages vom

31. August 1990 (BGBl. II S. 889) seit

dem 3. Oktober 1990 grundsätzlich

auch im Gebiet der ehemaligen Deut-

schen Demokratischen Republik gilt.

Soweit ausnahmsweise nach dem Ei-

nigungsvertrag, insbesondere nach

dessen Anlage II, das DDR-Recht fort-

gilt, wird darauf eingegangen, soweit

dazu Veranlassung besteht.

Zu Artikel 1

1. Die Bestimmung sagt, welche

Personen das Übereinkommen

schützt, indem es näher um-

schreibt, wer im Sinne des Über-

einkommens als „Kind“ angese-

hen wird. Kinder sind danach

grundsätzlich alle Menschen, die

das 18. Lebensjahr noch nicht

vollendet haben, vgl. § 2 BGB. Die

nach dem Übereinkommen zu

treffenden Maßnahmen brau-

chen in keinem Fall für Personen

getroffen zu werden, die älter

sind als 18 Jahre. Artikel 1 enthält

eine Einschränkung für solche

Personen, deren Volljährigkeit

„nach dem auf das Kind anzu-

wendenden Recht“ früher ein-

tritt. Dabei ist an die Fälle zu

denken, in denen ein Minder-

jähriger vorzeitig durch gerichtli-

che Entscheidung für volljährig

erklärt wird, aber auch an junge

Menschen, die nach ihrem Hei-

matrecht früher als in § 2 BGB

vorgesehen, volljährig geworden

sind (Artikel 7 EGBGB). Jedoch ha-

ben diese Ausnahmen gegenüber

dem vorgesehenen Regelfall, wo-

nach als „Kind“ im Sinne des

Übereinkommens gilt, wer das

achtzehnte Lebensjahr noch

nicht vollendet hat, für die Bun-

desrepublik Deutschland kaum

praktische Bedeutung. Denn die

Möglichkeit, einen  Minderjähri-

gen für volljährig zu erklären, ist

im innerstaatlichen Recht nicht

mehr vorgesehen. Im Übrigen

können innerstaatliche Maßnah-

men zugunsten junger Menschen

ohne Rücksicht auf deren Alter

getroffen werden, ohne dass das

Übereinkommen insoweit ein

Hindernis bildet.

2. Eingehend diskutiert wurde bei

den Beratungen in der Arbeits-

gruppe, ob die vom Übereinkom-

men vorgesehenen Maßnahmen,

insbesondere soweit sie das „an-

geborene“ Recht des Kindes auf

Leben („inherent right to life“) be-

treffen (Artikel 6 Abs. 1), auch zu-

gunsten des noch nicht gebore-

nen Kindes ergriffen werden

müssen.

3. Viele der in der Arbeitsgruppe

vertretenen Staaten haben sich

gegen die Einbeziehung des un-

geborenen Lebens in den Schutz

der Konvention erklärt, weil es ih-

nen nicht möglich erschien, in

der schwierigen, meist auch in-

nerstaatlich stark umstrittenen

Frage nach der Freigabe des

Schwangerschaftsabbruchs oder

nach den Grenzen seiner Straf-

barkeit eine Einigung herbeizu-

führen. Zwar hatte die Erklärung

über die Rechte des Kindes vom

20. November 1959 die Notwen-

digkeit „eines angemessenen

rechtlichen Schutzes vor und

nach der Geburt“ anerkannt.

Über eine entsprechende Rege-
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spruch zu Artikel 2, wenn Kinder,

die sich nur vorübergehend im

Bundesgebiet aufhalten (z. B. Kin-

der von Asylbewerbern), hier der

Schulpflicht nicht unterliegen.

3. Ob und inwieweit das Überein-

kommen ohne Unterschied für

eheliche und nichteheliche Kin-

der gilt, ist bei Ausarbeitung des

Textes mehrfach erörtert worden:

Der ursprüngliche polnische Ent-

wurf hatte eine Nichtdiskriminie-

rungsklausel vorgesehen, die bei

dem Merkmal „Geburt“ ausdrück-

lich einen Zusatz „ehelich oder

nichtehelich“ („birth in lawful

wedlock or out of wedlock“) ent-

hielt. Nachdem dieser Zusatz

durch die Anpassung des Artikels

2 Abs. 1 an die bestehenden

Nichtdiskriminierungsklauseln

entfallen war, blieb zweifelhaft,

ob das Merkmal der „Geburt“

auch den Statusunterschied er-

fasst, der zwischen ehelicher und

nichtehelicher Geburt gemacht

wird. Bei der Arbeitsgruppenta-

gung im Jahr 1986 hatten unab-

hängig voneinander die chinesi-

sche und die österreichische

Delegation die Einfügung eines

besonderen Artikels (nach dama-

liger Zählung: Artikel 4 bis) bean-

tragt, mit dem ausdrücklich

gesagt werden sollte, dass nicht-

eheliche Kinder dieselben Rechte

genießen wie eheliche, vgl. UNO-

Dokument E/CN.4/1986/39 vom

13. März 1986, S. 4/5. Diese Vor-

schläge erwiesen sich jedoch als

nicht konsensfähig. Verschiedene

Delegationen erklärten sich ge-

gen die vorgesehene Gleichstel-

lung der nichtehelichen Kinder,

weil diese mit dem innerstaatli-

chen Erbrecht der von ihnen ver-

tretenen Staaten nicht vereinbar

sei. Die Frage ist sodann im Jahr

1988 bei der Erörterung eines

von der Delegation der Bundesre-

publik Deutschland vorgelegten

und nach dem Vorbild des Eu-

ropäischen Übereinkommens

über die Rechtsstellung nichtehe-

licher Kinder differenzierenden

Vorschlags zur Einfügung eines

nichteheliche Kinder betreffen-

den besonderen Artikels

nochmals beraten worden, vgl.

UNO-Dokument E/CN.4/1988/28

vom 6. April 1988, S. 47. Auch

dieser Vorschlag musste zurück-

genommen werden, weil sich

kein Konsens erzielen ließ. Es

wurde zum Teil geltend gemacht,

dass schon die 1986 in der Ar-

beitsgruppe geführte Diskussion

gezeigt habe, dass über eine

Schutzbestimmung für nichtehe-

liche Kinder kein Einvernehmen

zu erzielen sei. Zum Teil wurde

aber auch darauf hingewiesen,

dass die von der Arbeitsgruppe

angenommene Nichtdiskriminie-

rungsklausel bereits den Grund-

satz der Nichtdiskriminierung

wegen der Geburt vorsehe. 

4. Vor dem Hintergrund dieser Ent-

stehungsgeschichte geht die Bun-

desregierung davon aus, dass die

von den Vertragsstaaten nach

dem Übereinkommen zu ergrei-

fenden Maßnahmen zwar

grundsätzlich, insbesondere im

Bereich des öffentlichen Rechts,

keinen diskriminierenden Unter-

schied danach machen dürfen,

ob sie einem ehelich oder nicht-

ehelich geborenen Kind zugute

kommen. Andererseits kann
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chen Bestandteilen internationa-

ler Übereinkommen zum Schutz

der Menschenrechte. Artikel 2

entspricht darum ähnlichen Be-

stimmungen in anderen Vertrags-

werken, insbesondere dem Arti-

kel 2 Abs. 1 des Internationalen

Paktes über bürgerliche und poli-

tische Rechte und dem Artikel 2

Abs. 2 des Internationalen Paktes

über wirtschaftliche, soziale und

kulturelle Rechte. Artikel 2 Abs. 1

des vorliegenden Übereinkom-

mens entspricht überdies dem

innerstaatlich als Grundrecht ga-

rantierten Gebot der Gleichbe-

handlung in Artikel 3 des Grund-

gesetzes. Dieses Grundrecht stellt

zugleich auch sicher, dass die von

den Vertragsstaaten nach

Absatz2 zu treffenden Maßnah-

men in der Bundesrepublik

Deutschland den Anforderungen

des Absatzes 1 entsprechen.

2. Eine unterschiedliche Behand-

lung zwischen Kindern deutscher

und fremder Staatsangehörigkeit,

die bei ausländerrechtlichen

Maßnahmen (z. B. Erteilung der

Einreise- oder Aufenthaltserlaub-

nis) unvermeidlich ist, wird durch

Artikel 2 Abs. 1 nicht ausge-

schlossen. Dies ergibt sich bereits

aus dem Wortlaut der Nichtdis-

kriminierungsklausel selbst, in

dem zwar die „nationale Her-

kunft“ („national origin“) als ei-

nes der Merkmale angeführt

wird, die eine unterschiedliche

Behandlung als diskriminierend

erscheinen lassen, nicht aber

auch die „Staatsangehörigkeit“

(„nationality“) als solche. In die-

sem Zusammenhang ist auch das

Internationale Übereinkommen

zur Beseitigung jeder Form von

Rassendiskriminierung (BGBl.

1969 II S. 961) anzuführen, das

nach seinem Artikel 1 Abs. 2 kei-

ne Anwendung findet auf Unter-

scheidungen, Ausschließungen,

Beschränkungen oder Bevorzu-

gungen, die ein Vertragsstaat

zwischen eigenen und fremden

Staatsangehörigen vornimmt.

Nach seinem Artikel 1 Abs. 3 ist

das Rassendiskriminierungsüber-

einkommen überdies nicht so aus-

zulegen, „als berühre es die

Rechtsvorschriften der Vertrags-

staaten über Staatsangehörigkeit,

Staatsbürgerschaft oder Einbürge-

rung, sofern diese Vorschriften

nicht Angehörige eines bestimm-

ten Staates diskriminieren“. Diese

Ausformungen der Nichtdiskrimi-

nierungsklausel gelten auch für

das vorliegende Übereinkommen:

Die Entstehungsgeschichte des

Übereinkommens bietet keinen

Anhaltspunkt dafür, dass die mit

seiner Ausarbeitung befasste Ar-

beitsgruppe von dem Rahmen

hätte abweichen wollen, der in

den geltenden Instrumenten zum

Schutz der Menschenrechte gezo-

gen ist. Die Arbeitsgruppe hat im

Gegenteil Bedacht darauf genom-

men, den Artikel 2 den bestehen-

den Diskriminierungsklauseln an-

zupassen, vgl. UNO-Dokument

E/CN.4/L.1560/Add. 14 vom

11. März 1981, S. 10 TZ 41. Das Dis-

kriminierungsverbot gebietet im

Übrigen dann keine Gleichbe-

handlung, wenn für eine unter-

schiedliche Behandlung sachliche

Gründe vorliegen, die die diffe-

renzierende Regelung nicht als

willkürlich erscheinen lasse. Es

steht darum z. B. nicht im Wider-
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gen. Dies folgt auch daraus, dass

das Übereinkommen eine völker-

rechtlich bindende Verpflichtung

zum Schutz des ungeborenen Le-

bens nicht vorsieht, vgl. Nummer

4 der Bemerkungen zu Artikel 1.

3. Absatz 2 geht auf einen australi-

schen Vorschlag zurück. Die Be-

stimmung verleiht dem Gedan-

ken Ausdruck, dass die Rechte

des Kindes durch Unterstützung

seiner Familie gesichert werden,

vgl. UNO-Dokument

E/CN.4/L.1560/Add. 14 vom

11. März 1981, S. 8 TZ 32. Ähnlich

werden die besondere Verantwor-

tung der Eltern und anderer für

die Betreuung des Kindes berufe-

ner Personen in Artikel 5 und 18

betont. Die Subsidiarität des

staatlichen Handelns in diesem

Bereich ergibt sich in der Bundes-

republik Deutschland aus der

Verfassungsgarantie des Eltern-

rechts (Artikel 5 Abs. 2 Satz 1 GG).

Aus ihr folgt nicht nur, dass staat-

liche Schutz- und Fürsorgemaß-

nahmen, die dem Kind dienen

sollen, die Rechte und Pflichten

seiner Eltern „berücksichtigen“

müssen, wie dies in Artikel 3

Abs. 2 des Übereinkommens vor-

ausgesetzt wird. Vielmehr ist dar-

über hinausgehend innerstaat-

lich anerkannt, dass die Pflege

und Erziehung der Kinder ein

natürliches Recht der Eltern und

die zuvörderst ihnen obliegende

Pflicht ist, über deren Betätigung

allerdings die staatliche Gemein-

schaft wacht. Diese innerstaatli-

che Schutzgarantie entspricht

dem Sinn und Zweck des Artikels

3 Abs. 2 des Übereinkommens.

4. Nach Absatz 3 müssen die Ver-

tragsstaaten dafür Sorge tragen,

dass die dem Schutz des Kindes

dienenden innerstaatlichen Nor-

men von den zu ihrer Anwen-

dung berufenen Institutionen,

Diensten und Einrichtungen

tatsächlich auch angewendet

werden. Insbesondere sollen sol-

che Normen, die Auswirkungen

auf die Sicherheit und Gesund-

heit der Kinder haben oder die

die Zahl und fachliche Eignung

des Personals betreffen, eingehal-

ten werden, was die Vertragsstaa-

ten insbesondere durch die Ein-

richtung einer „ausreichenden

Aufsicht“ (z. B. Dienstaufsicht) si-

cherstellen sollen. Dies sind An-

forderungen, denen die rechts-

staatliche Ordnung im Rahmen

des Grundgesetzes der Bundesre-

publik Deutschland genügt.

Zu Artikel 4

1. Satz 1 verdeutlicht, dass das Über-

einkommen selbst keine Grundla-

ge für individuelle Rechte ist. Es

verpflichtet vielmehr die Ver-

tragsstaaten, die im Übereinkom-

men anerkannten Rechte durch

„alle geeigneten Gesetzgebungs-,

Verwaltungs- und sonstigen Maß-

nahmen“ innerstaatlich zu ver-

wirklichen. Solange dies nicht ge-

schehen ist, hat der betreffende

Vertragsstaat das Übereinkom-

men nicht erfüllt und die Rechte,

zu deren Verwirklichung er völ-

kerrechtlich verpflichtet ist, kön-

nen, soweit das Übereinkommen

noch nicht umgesetzt ist, inner-

staatlich nicht in Anspruch ge-

nommen werden. Insbesondere

können sich bei dieser Rechtslage

Anhang46

indessen nach dem Willen der

Entwurfsverfasser nicht angenom-

men werden, dass die Vertrags-

staaten nach Artikel 2 verpflichtet

wären, die familien- und erbrecht-

lichen Verhältnisse eines nicht-

ehelichen Kindes so auszugestal-

ten, dass sie denen eines

ehelichen Kindes entsprechen.

Die Bundesregierung wird diese

Auslegung, die Bedeutung vor al-

lem für Artikel 9 und 18 des Über-

einkommens hat, durch Abgabe

einer Erklärung klarstellen. Auf

die der Denkschrift beigefügte

Anlage wird insoweit verweisen.

5. Absatz 2 verbietet eine Diskrimi-

nierung und Bestrafung des Kin-

des wegen bestimmter Handlun-

gen seiner Eltern oder anderer

Dritter. Diesen Anforderungen

entspricht das innerstaatliche

Recht.

Zu Artikel 3

1. Absatz 1 bestimmt das Kindes-

wohl zur Leitlinie der Auslegung

und Umsetzung des Übereinkom-

mens. Die Bestimmung richtet

sich an die Stellen, die durch (all-

gemein-wirkende) „Maßnahmen,

die Kinder betreffen“, dazu beru-

fen sind, die völkerrechtlichen

Verpflichtungen, die der Vertrags-

staat mit der Ratifizierung des

Übereinkommens übernimmt, zu

erfüllen. Außer den Gerichten,

Verwaltungsbehörden und Ge-

setzgebungsorganen rechnet

Absatz 1 hierzu auch die öffentli-

chen oder privaten Einrichtun-

gen der sozialen Fürsorge. Eltern

und Vormund werden dagegen

nicht genannt. Dies hängt damit

zusammen, dass dieser Personen-

kreis der besonderen Bestim-

mung des Artikels 18 Abs. 1

Satz 3 unterliegt. Für Eltern und

Vormund ist das Wohl des Kindes

nicht nur ein vorrangig zu

berücksichtigender Gesichts-

punkt unter anderen, sonder ein

„Grundanliegen“.

2. Das Wohl des Kindes ist dagegen

nach Artikel 3 Abs. 1 „ein Ge-

sichtspunkt, der vorrangig zu

berücksichtigen ist“. Absoluter

Vorrang gegenüber allen ande-

ren Belangen sollte dem Wohl

des Kindes nicht eingeräumt

sein. Im ursprünglichen polni-

schen Entwurf war allerdings ein

weitergehender Vorschlag enthal-

ten („ … the best interests of the

child shall be the paramount con-

sideration“), angenommen wurde

indessen ein Formulierungsvor-

schlag der Vereinigten Staaten

(„… the best interests of the child

shall be a primary considerati-

on“), nachdem in der Diskussion

geltend gemacht worden war,

dass es Fälle geben könne, in de-

nen die Interessen anderer Betei-

ligter gleichgewichtig oder sogar

als vorrangig zu bewerten sind,

so z. B. die Belange der Mutter

bei einem während der Geburt

eintretenden Notfall, vgl. UNO-

Dokument E/CN.4/L.1560/

Add. 14 vom 11. März 1981,

Seite 5–7. Durch Artikel 3 Abs. 1

ist darum ein Vertragsstaat nicht

gehindert, bei der Regelung der

Strafbarkeit des Schwanger-

schaftsabbruchs die Belange der

Mutter in einem von ihm zu be-

stimmenden Rahmen als

schutzwürdig mitzuberücksichti-
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Rechtsausübung durch das Kind

bei jüngeren Kindern mangels Al-

tersreife vernünftigerweise gar

nicht stellen kann. Ist das Kind in

einem Alter, in dem es als Ju-

gendlicher über die Wahrneh-

mung seiner Rechte eine Ent-

scheidung bereits selbst treffen

könnte, so sollen ihm nach Arti-

kel 5 Anweisungen und Anleitun-

gen durch die Eltern oder sonst

personensorgeberechtigte Perso-

nen „in einer seiner Entwicklung

entsprechenden Weise“ zu ertei-

len sein. Dies entspricht sinn-

gemäß § 1626 Abs. 2 BGB, wo-

nach die Eltern bei der Pflege

und Erziehung die wachsende

Fähigkeit und das wachsende Be-

dürfnis des Kindes zu selbständi-

gem verantwortungsbewusstem

Handeln zu berücksichtigen ha-

ben: Fragen der elterlichen Sorge

sollen sie, soweit es nach dem

Entwicklungsstand des Kindes an-

gezeigt ist, mit diesem bespre-

chen, und dabei sollen sie Einver-

nehmen mit ihm anstreben. Die

in Artikel 5 gesetzten Maßstäbe

entsprechen somit dem inner-

staatlichen Recht der Bundesre-

publik Deutschland.

3. Artikel 5 betrifft die Ausübung

der Konventionsrechte durch das

„Kind“ schlechthin, so dass unter

Berücksichtigung des Artikels 1

des Übereinkommens das Anlei-

tungs- und Anweisungsrecht der

Eltern für alle Geschäfte und

Handlungen des Minderjährigen

gilt. Das Übereinkommen geht

auf innerstaatliche Regelungen

der Vertragsstaaten, wonach ein

Minderjähriger unter bestimmten

Voraussetzungen – meist nach Er-

reichung eines unterhalb der

Volljährigkeit liegenden Alters –

bestimmte Rechtsgeschäfte selbst-

ständig und rechtswirksam ohne

vorherige oder nachfolgende el-

terliche Zustimmung vornehmen

kann, nicht ein. Derartige „Teil-

mündigkeiten“ stehen indessen

nicht im Widerspruch zum Über-

einkommen, da dieses die Ver-

tragsstaaten hinsichtlich des Al-

ters, das ein Minderjähriger zur

Erreichung seiner Volljährigkeit

erreicht haben muss, nicht fest-

legt (Artikel 1). Den Vertragsstaa-

ten ist es somit auch freigestellt,

den Minderjährigen für den Ab-

schluss bestimmter Rechtsge-

schäfte einem Volljährigen

gleichzustellen. Eine Änderung

der entsprechenden Regelungen

des innerstaatlichen Rechts, die

z. B. im Gesetz über die religiöse

Kindererziehung vom 15. Juli

1921 (RGBl. S. 939) oder in den

§§ 113, 2229 BGB enthalten sind,

ist darum nicht veranlasst. 

Zu Artikel 6

1. Die durch Absatz 1 begründete

Verpflichtung der Vertragsstaa-

ten, anzuerkennen, „dass jedes

Kind ein angeborenes Recht auf

Leben hat“ („the inherent right to

life“), ergibt sich bereits aus dem

in Artikel 6 Abs. 1 des Internatio-

nalen Paktes über bürgerliche

und politische Rechte anerkann-

ten allgemeinen Menschenrechts

auf Leben. Das Übereinkommen

lässt es auch bei Zugrundelegung

der authentischen fremdsprachi-

gen Texte offen, ob das Lebens-

recht des Kindes schon vor seiner

Geburt besteht; eine für alle Ver-
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das Kind oder sein gesetzlicher

Vertreter nicht unmittelbar auf

das Übereinkommen berufen. Als

Anspruchsgrundlage dient allein

das innerstaatliche Recht, das in

der Bundesrepublik Deutschland,

wie die Bundesregierung bei Hin-

terlegung der Ratifikationsurkun-

de klarzustellen beabsichtigt (vgl.

Anlage zur Denkschrift unter Zif-

fer I), den Anforderungen des

Übereinkommens entspricht.

Eine Änderung oder Anpassung

innerstaatlicher Rechtsvorschrif-

ten erübrigt sich damit. 

2. Aus Satz 2 ergibt sich eine Unter-

scheidung danach, ob die vom

Übereinkommen vorgesehenen

Rechte ihrer Art nach bürgerliche

oder politische Rechte sind oder

solche, die als wirtschaftliche, so-

ziale und kulturelle Rechte anzu-

sprechen sind. Da die letztge-

nannten Rechte regelmäßig nur

mit einem mehr oder weniger

großen Kostenaufwand zu ver-

wirklichen sind, brauchen diese

Rechte nur nach Ausschöpfung

(und damit nach Maßgabe) der

dem Vertragsstaat verfügbaren

Mittel „und erforderlichenfalls im

Rahmen der internationalen Zu-

sammenarbeit“ innerstaatlich

verwirklicht zu werden. Diese

Klausel hat ein Vorbild in Artikel

2 Abs. 1 des Internationalen Pak-

tes über wirtschaftliche, soziale

und kulturelle Rechte.

Zu Artikel 5

1. Artikel 5 stellt klar, dass das Über-

einkommen eine Herauslösung

des Kindes (oder Jugendlichen)

aus der Erziehungsverantwortung

seiner Eltern oder sonstiger Per-

sonensorgeberechtigter anstrebt.

Im Präambelabsatz 5 wird im Ge-

genteil die Familie als elementare

gesellschaftliche Gruppe gewür-

digt, die das natürliche Umfeld

für das Wachsen und Gedeihen

insbesondere der Kinder darstellt

und die darum im erforderlichen

Maße geschützt und unterstützt

werden soll. Präambelabsatz 6 be-

tont, dass das Kind in einer fami-

liären Umgebung aufwachsen

sollte, und Präambelsatz 7 gibt

dazu Hinweise auf die Erzie-

hungsbedürftigkeit des Kindes.

Trotzdem bereitete die Einfügung

einer Bestimmung über das Erzie-

hungsrecht der Eltern während

der Entwurfsberatungen erhebli-

che Schwierigkeiten. Es wurde

insbesondere geltend gemacht,

dass ein „Übereinkommen über

die Rechte des Kindes“ nicht ge-

eignet sei, Rechte der Eltern zu

regeln.

2. Vor diesem Hintergrund hat der

Wortlaut des Artikels 5 Kompro-

misscharakter. Die Bestimmung

besagt nicht etwa, dass sich die

Erziehungsverantwortlichkeit

und elterliche Sorge darauf be-

schränken, dem Kind bei Ausü-

bung seiner Rechte Anweisungen

und Anleitungen zu geben. Viel-

mehr können die Eltern oder ein

anderer Personensorgeberechtig-

ter in Angelegenheiten des Kin-

des selbst entscheiden, weil sich

dies aus der Natur des Sorge-

rechts ergibt. Ferner ist vorausge-

setzt, dass die Eltern auch in Ver-

tretung und anstelle des Kindes

handeln können, zumal sich da

die Frage einer eigenständigen
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land den Standesämtern nach

Maßgabe des Personenstandsge-

setzes (PStG). Die Geburt eines

Kindes muss dem Standesbeam-

ten, in dessen Bezirk es geboren

ist, binnen einer Woche ange-

zeigt werden, § 16 PStG. Bei einer

Geburt in einem öffentlichen

Krankenhaus, einem öffentlichen

Entbindungsheim oder in ähnli-

chen öffentlichen Einrichtungen

obliegt die Anzeige der Geburt

ausschließlich dem Leiter der An-

stalt oder aber dem dazu beson-

ders ermächtigten Beamten oder

Angestellten, § 18 Abs. 1 PStG.

Die in anderen Fällen zur Anzei-

ge verpflichteten Personen wer-

den in den §§ 17 ff. PStG ge-

nannt. Die Verletzung der

Anzeigepflicht kann mit der Ver-

hängung eines Bußgeldes geahn-

det werden, § 68 PStG.

2. Das in Absatz 1 weiterhin vorge-

sehene Recht des Kindes auf ei-

nen Namen „von Geburt an“ wird

im Allgemeinen dadurch verwirk-

licht, dass bei der Anzeige der

Geburt eines Kindes auch dessen

Vorname und Familienname an-

gegeben werden müssen, § 21

Nr. 4 PStG. Kann der Anzeigende

die Vornamen des Kindes nicht

angeben, so müssen sie binnen

Monatsfrist angezeigt werden,

§ 22 PStG. Notfalls – bei Findel-

kindern und bei Kindern mit

nicht feststellbarem Personen-

stand – werden Vor- und

Familiennamen des Kindes

behördlich von Amts wegen fest-

gesetzt, §§ 25, 26 PStG. Der Fami-

lienname des Kindes ergibt sich

im Übrigen aus dem Gesetz

(§§ 1616, 1617 BGB).

3. Absatz 1 gibt dem Kind ferner

das Recht, eine Staatsangehörig-

keit zu erwerben. Bezogen auf

die Bundesrepublik Deutschland

kann dies nur als ein Recht auf

Erwerb der deutschen Staatsan-

gehörigkeit ausgelegt werden,

weil die Vertragsstaaten des vor-

liegenden Übereinkommens nach

den Grundsätzen des Völker-

rechts Regelungen nur für den

Erwerb ihrer eigenen Staatsan-

gehörigkeit treffen können. Die

deutsche Staatsangehörigkeit

wird von einem Kind mit der Ge-

burt erworben, wenn ein Eltern-

teil oder – bei einem nichteheli-

chen Kind – seine Mutter zur Zeit

der Geburt des Kindes deutsche

Staatsangehörige sind.

4. Ein Kind nichtdeutscher Eltern

oder – bei einem nichtehelichen

Kind – einer nichtdeutschen Mut-

ter, das in der Bundesrepublik

Deutschland geboren wird, ist

staatenlos, wenn es nicht nach

ausländischen Rechtsnormen ei-

ne fremde Staatsangehörigkeit

mit der Geburt erwirbt. Dasselbe

gilt, wenn ein solches Kind an

Bord eines Schiffes oder Flugzeu-

ges geboren wird, das die Bun-

desflagge zu führen berechtigt ist

bzw. das Staatszugehörigkeitszei-

chen der Bundesrepublik

Deutschland führt. Um auch in

solchen Fällen den Anspruch des

Kindes auf Erwerb einer Staatsan-

gehörigkeit zu gewährleisten, ist

dieses nach Artikel 2 des Gesetzes

zur Verminderung der Staatenlo-

sigkeit vom 29. Juni 1977 (BGBl. I

S. 1101) auf seinen Antrag einzu-

bürgern. Dies gilt allerdings nur

unter der Voraussetzung, dass das
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tragsstaaten verbindliche Ausle-

gung des Präambelsatzes 9 war

nicht zu erreichen, vgl. die Be-

merkungen zu Artikel 1 oben. In

der Bundesrepublik Deutschland

ist das Recht auf Leben als Grund-

recht in Artikel 2 Abs. 2 Satz 1

des Grundgesetzes geschützt.

Nach der Rechtsprechung des

Bundesverfassungsgerichts ge-

nießt auch das ungeborene Kind

diesen Schutz, BVerfGE 39, 1 

(S. 36 ff.).

2. Welche Folgerungen aus dem

Präambelhinweis zu ziehen sind,

stellt Artikel 6 Abs. 2 in das Er-

messen der Vertragsstaaten.

Diese haben nach Absatz 2 „das

Überleben und die (gesundheitli-

che) Entwicklung des Kindes in

größtmöglichem Umfang“ sicher-

zustellen. Diese Zielvorgabe sagt

nicht, welche Maßnahmen im

Einzelnen zur Erreichung des ge-

steckten Zieles ergriffen werden

müssen. Allerdings wird Artikel 6

Abs. 2 durch die mit Artikel 24

übernommenen Verpflichtungen

konkretisiert. Hervorzuheben ist

in diesem Zusammenhang vor al-

lem die Verpflichtung, Maßnah-

men zur Verringerung der Säug-

lings- und Kindersterblichkeit zu

treffen sowie Vorkehrungen, die

der Erhaltung der Gesundheit so-

wie der Bekämpfung und Hei-

lung von Kinderkrankheiten die-

nen, vgl. Artikel 24 Abs. 2

Buchstabe a sowie Buchstabe b

bis e des Übereinkommens.

3. Da das Übereinkommen das un-

geborene Leben in seinen Schutz

nicht explizit einbezieht, sind die

Vertragsstaaten nicht verpflich-

tet, die Schwangerschaftsunter-

brechung unter Strafe zu stellen.

Überdies bedürfte eine solche

Pönalisierungsverpflichtung ei-

ner besonderen Vertragsgrundla-

ge, wie etwa das Beispiel des Arti-

kels 4 des VN-Übereinkommens

gegen Folter und andere grausa-

me, unmenschliche oder ernied-

rigende Behandlung oder Strafe

(BGBl. 1990 II S. 246) zeigt. Die

den Schwangerschaftsabbruch

betreffenden Strafvorschriften

der §§ 218 ff. StGB stehen darum

ebenso im Einklang mit Artikel 6

des Übereinkommens wie das

DDR-Recht über die Unterbre-

chung der Schwangerschaft, das

nach Anlage II Kapitel III Sachge-

biet C Abschnitt I Nr. 4 und 5 des

Einigungsvertrags für das Gebiet

der ehemaligen Deutschen De-

mokratischen Republik zunächst

in Kraft geblieben ist. Da sich aus

Artikel 6 Abs. 1 des vorliegenden

Übereinkommens keine Ver-

pflichtung ergibt, den Abbruch

der Schwangerschaft unter Strafe

zu stellen, liegt es im Ermessen

der Vertragsstaaten, über die in-

nerstaatliche Voraussetzung der

Strafbarkeit zu bestimmen.

Zu Artikel 7

1. Absatz 1 gewährt dem Kind be-

stimmte im Zusammenhang mit

seiner Geburt besonders wichtige

Rechte. So ist das Kind, wie dies

schon in Artikel 24 Abs. 2 des In-

ternationales Paktes über bürger-

liche und politische Rechte vorge-

sehen ist, unverzüglich nach

seiner Geburt in ein Register ein-

zutragen. Diese Aufgabe obliegt

in der Bundesrepublik Deutsch-
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in solchen Fällen nach Absatz 1

ohne weiteres. Ein Kind von sech-

zehn Jahren kann im Übrigen

nach Maßgabe des § 61 PStG

selbst Einsicht in die Personen-

standsbücher nehmen und sich

damit über die Person seiner El-

tern Gewissheit verschaffen.

6. Absatz 2 gibt den Vertragsstaaten

bei der Verwirklichung der in Ab-

satz 1 genannten Rechte einen

betont weiten Ermessensspiel-

raum, der dazu führt, dass Absatz

1 in den einzelnen Vertragsstaa-

ten je nach innerstaatlicher

Rechts- und internationaler Ver-

tragslage unterschiedlich wirkt,

wie sich zum Beispiel bei der Um-

setzung des Rechts auf Erwerb ei-

ner Staatsangehörigkeit zeigt. Im

Übrigen stellt Absatz 2 klar, dass

Absatz 1 keine rechtliche Grund-

lage für auf diese Bestimmung zu

stützende individuelle Ansprüche

ist, sondern dass (auch) Artikel 7

lediglich Staatenverpflichtungen

zur Konventionskonformität des

innerstaatlichen Rechts begrün-

det.

Zu Artikel 8

1. Artikel 8 verpflichtet die Ver-

tragsstaaten, das Recht des Kin-

des auf den Schutz seiner „Iden-

tität“ zu achten. Die beispielhafte

Aufzählung der die Identität kon-

stituierenden Merkmale wie

Staatsangehörigkeit, Name und

gesetzlich anerkannte Familien-

beziehungen verdeutlicht, dass

Artikel 8 in erster Linie den

Schutz des rechtlichen Status des

Kindes meint. Die Anerkennung

der Familienangehörigkeit eines

Kindes hängt nach Artikel 8 dar-

um nicht davon ab, dass der

Nachweis der biologischen Ab-

stammung geführt ist. Den Ver-

tragsstaaten steht es vielmehr

frei, die verwandtschaftlichen Be-

ziehungen des Kindes auf eine

Beiwohnungsvermutung – wie im

Fall des § 1591 Abs. 2 Satz 1 BGB –

sowie auf eine Anerkennungser-

klärung oder eine gerichtliche

Feststellung – vgl. § 1600 a BGB –

zu gründen. Inwieweit die so be-

gründete „Identität“ im Anfech-

tungswege beseitigt werden

kann, liegt ebenfalls im rechtspo-

litischen Ermessen der Vertrags-

staaten. Dies gilt auch hinsicht-

lich der Zulässigkeitsvoraus-

setzungen für gentechnische Ein-

griffe oder eine künstliche Be-

fruchtung.

2. Identitätsschutz ist nach Maßga-

be des innerstaatlichen Rechts zu

gewähren; denn nur bei Zugrun-

delegung des innerstaatlichen

Rechts der Vertragsstaaten lässt

sich beurteilen, ob ein „rechts-

widriger“ Eingriff vorliegt, vor

dem das Kind geschützt werden

muss. Dabei sind die Vertrags-

staaten an Artikel 3 des Überein-

kommens gebunden: Eingriffe in

den Rechtsstatus werden darum

darauf zu überprüfen sein, ob sie

dem Kindeswohl entsprechen.

Ein Beispiel dafür bietet die An-

nahme als Kind, die, wenn ein

Minderjähriger durch Ehegatten

angenommen wird, nach Maßga-

be der §§ 1751 bis 1757 BGB dazu

führt, dass die Rechtsbeziehun-

gen des Kindes, die sich aus sei-

nen bisherigen Verwandtschafts-

verhältnissen ergeben, erlöschen,
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Kind seit fünf Jahren rechtmäßig

seinen dauernden Aufenthalt in

der Bundesrepublik Deutschland

gehabt hat und den Einbürge-

rungsantrag vor Vollendung des

21. Lebensjahres stellt. Außerdem

ist der Einbürgerungsanspruch

ausgeschlossen, wenn der Antrag-

steller rechtskräftig zu einer Frei-

heits- oder Jugendstrafe von fünf

Jahren oder mehr verurteilt wor-

den ist. Diese Einschränkungen

sind in dem von der Bundesrepu-

blik Deutschland ratifizierten

Übereinkommen vom 30. August

1961 zur Verminderung der Staa-

tenlosigkeit (BGBl. 1977 II S. 597)

vorgesehen und stehen darum

nach Absatz 2 „im Einklang“ mit

diesem. Den Vertragsstaaten des

Übereinkommens vom 30. August

1961 sollten weitergehende Ver-

pflichtungen durch das vorlie-

gende Übereinkommen nicht

auferlegt werden. Bei den Bera-

tungen in der Genfer Arbeits-

gruppe bestand vielmehr Einver-

nehmen darüber, dass kein Staat,

der das vorliegende Übereinkom-

men ratifiziert, verpflichtet sein

soll, den Rechtssatz zu überneh-

men, wonach mit der Geburt die

Staatsangehörigkeit des Staates

erwirbt, wer in dessen Hoheitsge-

biet geboren wird („ius soli“), vgl.

UNO-Dokument E/CN.4/1989/48

vom 2. März 1989, S. 19/20. Aus

diesem Grund ist in Artikel 7

Abs. 2 bestimmt worden, dass die

Vertragsstaaten die Verwirkli-

chung der in Absatz 1 genannten

Rechte im Einklang mit ihrem in-

nerstaatlichen Recht und mit

ihren Verpflichtungen aufgrund

der einschlägigen internationa-

len Übereinkünfte in diesem Be-

reich sicherstellen sollen. Der

Fall, „dass das Kind sonst staaten-

los wäre“, ist in Anspielung auf

das Übereinkommen vom 30. Au-

gust 1961 dabei besonders her-

vorgehoben worden.

5. Absatz 1 gibt dem Kind schließ-

lich „soweit möglich“ das Recht,

„seine Eltern zu kennen und von

ihnen betreut zu werden“.

Wächst das Kind bei seinen El-

tern auf und damit innerhalb sei-

ner Familie, wie dies wünschens-

wert ist (vgl. Präambelabsatz 5

und 6), verwirklicht sich dieses

Recht des Kindes von selbst und

es bedarf innerstaatlich keiner

besonderen gesetzlichen oder ad-

ministrativen Maßnahmen. Die

Betreuung des Kindes in der Fa-

milie ist verfassungsrechtlich

durch die Garantie des Eltern-

rechts (Artikel 6 Abs. 2 Satz 1 GG)

gewährleistet. Die Verwirkli-

chung des Rechts, von den eige-

nen Eltern betreut zu werden,

kann an tatsächlichen Gegeben-

heiten scheitern (z. B. weil ein El-

ternteil oder beide gestorben

sind). Sie kann auch aus rechtli-

chen Gründen nicht möglich

sein, etwa wenn dem Kind der

Verbleib in seiner familiären Um-

gebung im eigenen Interesse

nicht gestattet werden kann (Arti-

kel 20 Abs. 1) und wenn es einer

„anderen Form der Betreuung“

zugeführt werden muss (Artikel

20 Abs. 2), worunter das Überein-

kommen neben der Aufnahme in

einer Pflegefamilie auch die Ad-

option oder die Heimunterbrin-

gung versteht (Artikel 20 Abs. 3).

Der Anspruch auf Betreuung

durch die eigenen Eltern entfällt
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recht unter das Wächteramt des

Staates stellt (Artikel 6 Abs. 2

Satz 2 GG).

2. Mit der „Trennung“ meint Absatz

1 Satz 1 behördliche Eingriffe, die

darauf abzielen, das Kind aus sei-

ner familiären Umgebung zu lö-

sen, weil der Verbleib des Kindes

in dieser Umgebung seinem

Wohl zuwiderliefe. Andere Maß-

nahmen, die lediglich eine Tren-

nung von Eltern (Elternteil) und

Kind zur Folge haben (Freiheits-

entziehung, Freiheitsstrafe, Lan-

desverweisung oder Abschie-

bung) begründen nur Ansprüche

auf Auskunft über den Verbleib

nach Artikel 9 Abs. 4. Außer den

genannten, in Absatz 4 Satz 1 an-

geführten Beispielen gehört dazu

auch der Fall, dass ein Elternteil

oder das Kind zum Wehrdienst

eingezogen wird. Auch dies wäre

kein Anwendungsfall des Arti-

kels 9 Abs. 1 Satz 1. Auf die Frage,

ob die „Trennung“ bewirkende

Maßnahme zum Wohl des Kindes

notwendig ist, kommt es mithin

soweit nicht an.

3. Den Anforderungen des Artikels

9 Abs. 1. des vorliegenden Über-

einkommens wird im innerstaatli-

chen Recht vor allem durch die

in den §§ 1666, 1666 a BGB eröff-

nete Möglichkeit des Vormund-

schaftsgerichts entsprochen, die

zum Schutz des Kindes erforderli-

chen Maßnahmen zu treffen

einschließlich solcher, „mit denen

eine Trennung des Kindes von

der elterlichen Familie verbun-

den ist“. Die Voraussetzungen,

unter denen dies geschehen darf,

sind freilich innerstaatlich erheb-

lich enger gefasst als in Artikel 9

Abs. 1 Satz 1 des vorliegenden

Übereinkommens umschrieben.

Für die Anwendung der §§ 1666,

1666 a BGB reicht es insbesonde-

re nicht aus, dass die Trennung

des Kindes von seiner familiären

Umgebung „zum Wohl des Kin-

des notwendig ist“. Nach § 1666

Abs. 1 BGB ist vielmehr vorausge-

setzt, dass das körperliche, geisti-

ge oder seelische Wohl des Kin-

des durch missbräuchliche

Ausübung der elterlichen Sorge,

durch Vernachlässigung des Kin-

des, durch unverschuldetes Versa-

gen der Eltern oder durch das

Verhalten eines Dritten gefährdet

ist und dass außerdem die Eltern

nicht gewillt oder nicht in der La-

ge sind, die zur Abwendung der

Gefahr erforderlichen Maßnah-

men zu treffen. Selbst bei Vorlie-

gen dieser Voraussetzungen darf

überdies eine Trennung des Kin-

des von seiner Familie nur durch-

geführt werden, „wenn der Ge-

fahr nicht auf andere Weise,

auch nicht durch öffentliche Hil-

fen, begegnet werden kann“. Da-

mit wird im innerstaatlichen

Recht deutlicher als im Überein-

kommen zum Ausdruck ge-

bracht, dass die Trennung des

Kindes von der Familie ihres be-

sonders einschneidenden Charak-

ters wegen nur als allerletztes

Mittel in Betracht kommt. Die

§§ 1666, 1666 a BGB gehen damit

über die Anforderungen des Arti-

kel 9 Abs. 1 des Übereinkommens

hinaus. Die vergleichsweise stren-

gen Eingriffsvoraussetzungen die-

nen dem Schutz des Kindes und

seinem Interesse, nicht von seiner

Familie getrennt zu werden, so-
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dass das angenommene Kind die

rechtliche Stellung eines eheli-

chen Kindes der Annehmenden

erwirbt, dass ihm unter Umstän-

den durch das Vormundschafts-

gericht ein anderer Vorname er-

teilt wird und dass es nach den

Vorschriften des Staatsangehörig-

keitsrechts bei einer Annahme

durch einen Deutschen die deut-

sche Staatsangehörigkeit erwirbt.

Diese und andere familienrechtli-

che Regelungen, die zum Wohle

des Kindes dessen Rechtsstatus

verändern, werden durch Artikel

8 des Übereinkommens nicht aus-

geschlossen.

3. Das Recht der Bundesrepublik

Deutschland entspricht den An-

forderungen des Artikels 8 des

Übereinkommens vor allem

durch § 169 des Strafgesetzbu-

ches (StGB), wonach mit Strafe

bedroht wird, wer ein Kind un-

terschiebt oder dessen Personen-

stand gegenüber der zur

Führung von Personenstands-

büchern oder zur Feststellung

des Personenstands zuständigen

Behörde falsch angibt oder un-

terdrückt. In solchen Fällen trifft

das deutsche Recht auch ange-

messene Vorkehrungen, dass der

unterdrückte Personenstand

(„die Identität des Kindes“)

schnell wiederhergestellt wird,

wozu die Vertragsstaaten nach

Artikel 8 Abs. 2 in Fällen einer

rechtswidrigen Personenstand-

sunterdrückung oder -verfäl-

schung verpflichtet sind. 

Hinzuweisen ist in diesem

Zusammenhang besonders auf

die Vorschriften des Personen-

standsgesetzes über die Berichti-

gung von Eintragungen

(§§ 46 a, 46 b, 47 PStG).

Zu Artikel 9

1. Das Übereinkommen geht davon

aus, „dass das Kind zur vollen

und harmonischen Entfaltung

seiner Persönlichkeit in einer Fa-

milie und umgeben von Glück,

Liebe und Verständnis aufwach-

sen soll“ (Präambelabsatz 6); es

hat darum ein Recht, „seine El-

tern zu kennen und von ihnen

betreut zu werden“ (Artikel 7

Abs. 1). In diesem Zusammen-

hang steht es, wenn Absatz 1 die

Vertragsstaaten dazu verpflichtet,

sicherzustellen, „dass ein Kind

nicht gegen den Willen seiner El-

tern von diesen getrennt wird“.

Dabei kann das Übereinkommen

nicht ignorieren, dass nicht alle

Familien die in sie gesetzten Er-

wartungen erfüllen und dass es

im Einzelfall notwendig sein

kann – „etwa wenn das Kind

durch die Eltern misshandelt

oder vernachlässigt wird“ (Satz 2)

– das Kind von seinen Eltern zu

trennen, um es einer anderen

Form der Betreuung zuzuführen

(Artikel 20 Abs. 2 und 3): Eine sol-

che Maßnahme muss den in Ab-

satz 1 Satz 1 gestellten Anforde-

rungen entsprechen: sie muss

von der (innerstaatlich) zuständi-

gen Behörde in einer gerichtlich

nachprüfbaren Entscheidung ge-

troffen werden und sie darf nur

ergehen, wenn „diese Trennung

zum Wohl des Kindes notwendig

ist“. Dieser Gewichtung ent-

spricht die innerstaatliche Grund-

rechtslage, die das in Artikel 6

Abs. 2 Satz 1 GG verbriefte Eltern-
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ches Recht durch Artikel 103

Abs. 1 GG gewährleistet. Für Ver-

fahren, die die Personensorge für

das Kind betreffen, ist dieses

Recht überdies im Gesetz über

die Angelegenheiten der freiwilli-

gen Gerichtsbarkeit (FGG) in ei-

ner den Anforderungen des Über-

einkommens entsprechenden

Weise näher bestimmt; in sol-

chen Verfahren hat das Gericht

die Eltern anzuhören, und zwar

in der Regel persönlich; in den

Fällen der §§ 1666 und 1666 a

BGB sind überdies die Eltern stets

persönlich zu hören, um mit ih-

nen zu klären, wie die Gefähr-

dung des Kindeswohls abgewen-

det werden kann, § 50 a Abs. 1

FGG. Kinder, die das vierzehnte

Lebensjahr noch nicht vollendet

haben, werden persönlich an-

gehört, „wenn die Neigungen,

Bindungen oder der Wille des

Kindes für die Entscheidung von

Bedeutung sind oder wenn es zur

Feststellung des Sachverhalts an-

gezeigt erscheint, dass sich das

Gericht von dem Kind einen un-

mittelbaren Eindruck verschafft“;

ein Kind, das das vierzehnte Le-

bensjahr vollendet hat und nicht

geschäftsunfähig ist, ist in sol-

chen Verfahren stets anzuhören,

§ 50b Abs. 1 und 2 FGG.

6. Nach Absatz 3 müssen die Ver-

tragsstaaten das Recht des Kindes

achten, regelmäßige persönliche

Beziehungen und unmittelbare

Kontakte zu beiden Elternteilen

zu unterhalten. Innerstaatlich

wird dieser Anforderung durch

§ 1634 BGB entsprochen; nach

dieser Vorschrift behält ein El-

ternteil, dem die Personensorge

nicht zusteht (z. B. weil sie ihm

nach den §§ 1666, 1666 a, 1671,

1672 BGB entzogen worden ist),

„die Befugnis zum persönlichen

Umgang mit dem Kind“, wobei

das Familiengericht über den

Umfang der Befugnis entschei-

den und ihre Ausübung auch ge-

genüber Dritten näher regeln

kann.

7. Absatz 3 verpflichtet nach Auffas-

sung der Bundesrepublik

Deutschland die Vertragsstaaten

nicht, den Umfang des nichtsor-

geberechtigten Elternteils mit

dem Kind ohne jede Rücksicht

auf die familienrechtliche Lage

als grundsätzlich im Interesse des

Kindes liegend anzuerkennen mit

der Folge, dass eine Unterbin-

dung des Umgangs nur aus-

nahmsweise in Betracht kommt,

wenn positiv dargetan ist, dass

der Umgang im Einzelfall dem

Wohl des Kindes widerspricht.

Eine am Kindeswohl orientierte

typisierende Interessenwertung

durch den innerstaatlichen Ge-

setzgeber wird durch Absatz 3

nicht ausgeschlossen.

8. Absatz 3 gilt nicht für das Um-

gangsrecht des nichtehelichen

Kindes zu seinem Vater. Insoweit

wird auf die Ausführungen oben

bei Nummern 3 und 4 zu Arti-

kel 2 hingewiesen. Die Bundesre-

gierung wird, wie dort erwähnt,

bei der Niederlegung der Ratifi-

kationsurkunde durch Abgabe

der in der Anlage zur Denkschrift

wiedergegebenen Erklärung klar-

stellen, dass die Vorschriften des

innerstaatlichen Rechts über die

familien- und erbrechtlichen Ver-
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lange dafür keine wirklich zwin-

genden Gründe bestehen; diese

innerstaatliche Rechtslage bleibt

darum nach Artikel 41 Buchstabe

a des Übereinkommens un-

berührt. Absatz 1 Satz 1 räumt

den Vertragsstaaten für die Um-

setzung der mit dieser Bestim-

mung übernommenen völkerver-

traglichen Verpflichtung einen

besonders weiten Ermessensspiel-

raum ein mit der Bezugnahme

auf die (innerstaatlich) „anzuwen-

denden Rechtsvorschriften und

Verfahren“. Das innerstaatliche

Recht erfüllt auch die Anforde-

rung, dass die Entscheidung „ge-

richtlich nachprüfbar“ sein muss.

Sie wird gemäß §§ 1666, 1666 a

BGB vom Vormundschaftsgericht

getroffen; gegen einen solchen

Beschluss kann nach Maßgabe

der §§ 19 ff. FGG Beschwerde ein-

gelegt werden, über die das Land-

gericht entscheidet.

4. Zu den von Absatz 1 erfassten An-

wendungsfällen gehört nach aus-

drücklicher Bestimmung des Ab-

satzes 1 Satz 3 auch der Fall, dass

„bei getrennt lebenden Eltern ei-

ne Entscheidung über den Auf-

enthaltsort des Kindes zu treffen

ist“. Daraus ist zu folgern, dass

der in Artikel 18 Abs. 1 Satz 1

hervorgehobene „Grundsatz“,

„dass beide Elternteile gemein-

sam für die Erziehung und Ent-

wicklung des Kindes verantwort-

lich sind“, dann nicht gilt, wenn

keine intakte Familiengemein-

schaft vorliegt, sondern wenn die

Eltern getrennt leben und darum

eine Entscheidung über den Auf-

enthaltsort des Kindes zu treffen

ist oder, um einen gleich liegen-

den Beispielsfall anzuführen, eine

Entscheidung über sonstige das

Kindeswohl berührende Fragen.

Innerstaatlich sind diese Fälle

durch die §§ 1671, 1672 BGB ge-

regelt. Nach § 1671 bestimmt,

wenn die Ehe der Eltern geschie-

den wird, das Familiengericht,

welchem Elternteil die elterliche

Sorge für das gemeinschaftliche

Kind zustehen soll; nach der

Nichtigerklärung des § 1671 Abs.

4 Satz 1 BGB durch das Bundes-

verfassungsgericht (BGBl. 1982 I

S. 1596) können dies unter Um-

ständen auch beide Eltern sein,

wobei das Gericht in jedem Fall

die Regelung treffen soll, die dem

Wohle des Kindes am besten ent-

spricht (§ 1671 Abs. 2 BGB).

Leben die Eltern nicht nur vorü-

bergehend getrennt, ohne ge-

schieden zu sein, so kann auf An-

trag eines Ehegatten ebenfalls

bestimmt werden, dass das elterli-

che Sorgerecht nur einem Ehe-

gatten zusteht, § 1672 in Verbin-

dung mit § 1671 BGB.

In beiden Fällen bedeutet die Ent-

scheidung, dass der Elternteil,

dem die elterliche Sorge für das

gemeinschaftliche Kind allein zu-

steht, auch das Recht hat, den

Aufenthaltsort des Minderjähri-

gen zu bestimmen (§ 1631 Abs. 1

BGB).

5. Absatz 2 verpflichtet die Vertrags-

staaten, in den Verfahren nach

Absatz 1 „allen Beteiligten Gele-

genheit zu geben, am Verfahren

teilzunehmen und ihre Meinung

zu äußern“. Das hier konkretisier-

te Recht auf Gehör ist bereits in

Artikel 6 Abs. 1 EMRK, ferner in-

nerstaatlich als grundrechtsglei-
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keit in dem Sinne, dass jeder-

mann nach eigenem Belieben in

ein fremdes Land einreisen darf,

ist nicht anerkannt und nicht

möglich. Jeder Staat muss darü-

ber entscheiden, ob und inwie-

weit er fremde Staatsangehörige

einreisen lässt und ihnen den

Aufenthalt erlaubt.

2. Vor diesem Hintergrund gibt Ab-

satz 1 dem Kind oder seinen El-

tern keinen Anspruch auf Einrei-

se in die oder auf Aufenthalt in

der Bundesrepublik Deutschland.

Die Vertragsstaaten übernehmen

vielmehr nur die Verpflichtung,

Anträge, die dem Zweck der Fa-

milienzusammenführung dienen,

„aufgeschlossen, human und be-

schleunigt“ zu bearbeiten. Dies

besagt nicht, dass dem Antrag

auf Familienzusammenführung

stattgegeben werden müsste. Er

ist vielmehr nach Maßgabe des

innerstaatlichen Rechts unter

Berücksichtigung auch des

Aspekts der wünschenswerten Fa-

milienzusammenführung zu be-

scheiden.

3. Nach Absatz 1 Satz 2 sollen die

Vertragsstaaten ferner sicherstel-

len, dass allein die Stellung eines

Antrags auf Familienzusammen-

führung für den oder die Betrof-

fenen keine Nachteile hat. Diese

Anforderungen sind innerstaat-

lich erfüllt. Abgesehen davon,

dass ein solcher Antrag der Ab-

lehnung verfallen kann, sind ir-

gendwelche nachteiligen Folgen

im innerstaatlichen Recht mit der

Antragstellung als solcher nicht

verbunden.

4. Absatz 2 sieht für Kinder, deren

Eltern in verschiedenen Staaten

ihren Aufenthalt haben, das

Recht vor, persönliche Beziehun-

gen und unmittelbare Kontakte

zu beiden Elternteilen zu pflegen.

Im Unterschied zu dem in Ab-

satz 1 behandelten Fall der Fami-

lienzusammenführung reicht es

zur Verwirklichung des Absatzes

2 aus, dass sich Kinder und (oder)

Eltern regelmäßig als Touristen

im anderen Land besuchen. Die

Erteilung der Aufenthaltserlaub-

nis für derartige Besuche ist des-

sen ungeachtet Sache der Ver-

tragsstaaten. Bei ihren

Entscheidungen unterliegen sie

den Beschränkungen, die – impli-

zit – auch für die nach Absatz 1

zu treffende Entscheidung gelten;

sie müssen das in Artikel 12 des

Internationalen Paktes über bür-

gerliche und politische Rechte

verankerte Recht des Kindes und

seiner Eltern achten, aus jedem

Land, einschließlich ihres eige-

nen, auszureisen und in ihr eige-

nes Land einzureisen.

5. Im Zusammenhang mit der Dis-

kussion der Artikel 9 und 10 in

der Arbeitsgruppe ist die Besorg-

nis geäußert worden, dass das

Übereinkommen die Freiheit der

Vertragsstaaten, über den Zuzug

von Ausländern zu entscheiden,

einengen könnte. Zwar folgt eine

solche Einengung nicht aus dem

Wortlaut des Artikels. Aber die

Verweisung auf Artikel 9 Abs. 1,

die sowohl in Artikel 10 Abs. 1 als

auch in Artikel 10 Abs. 2 enthal-

ten ist, könnte Zweifel entstehen

lassen. Die Delegation der Bundes-

republik Deutschland hatte darum
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hältnisse des Kindes unberührt

bleiben.

9. Absatz 4 verpflichtet die Vertrags-

staaten zur Erteilung von Aus-

künften über den Verbleib von Fa-

milienangehörigen, deren

„Trennung“ von der Familie Folge

einer staatlich eingeleiteten Maß-

nahme ist. Die Bestimmung ist

ein Reflex auf das in einigen

Ländern in den letzten Jahren

aufgetretene Problem der „ver-

schwundenen“ (d. h. illegal ver-

schleppten und getöteten) Perso-

nen. Derartige Probleme gibt es

in der Bundesrepublik Deutsch-

land nicht. Nach Artikel 104

Abs. 4 GG ist von jeder richterli-

chen Entscheidung über die An-

ordnung oder Fortdauer einer

Freiheitsentziehung ein Angehöri-

ger des Festgehaltenen oder eine

Person seines Vertrauens zu be-

nachrichtigen. Dementsprechend

schreibt § 114 b Abs. 1 der Straf-

prozessordnung (StPO) vor, dass

von der Verhaftung und jeder

weiteren Entscheidung über die

Fortdauer der Haft ein Angehöri-

ger des Verhafteten oder eine Per-

son seines Vertrauens unverzüg-

lich benachrichtigt wird, und

zwar auf Anordnung des dafür

zuständigen Richters. Außerdem

ist dem Verhafteten selbst Gele-

genheit zu geben, einen An-

gehörigen oder eine Person seines

Vertrauens von der Verhaftung zu

benachrichtigen, sofern der

Zweck der Untersuchung dadurch

nicht gefährdet wird (§ 114 b Abs.

2 StPO). Diese Regelung gewähr-

leistet, dass die in Artikel 9 Abs. 4

des Übereinkommens vorgeschrie-

benen Auskünfte erteilt werden,

soweit die Umsetzung dieser

Übereinkommensbestimmung für

die Bundesrepublik Deutschland

praktisch ins Gewicht fällt. Sollte

darüber hinaus in einem Einzel-

fall einmal ein Bedürfnis für die

Erteilung einer in Absatz 4 vorge-

sehenen Auskunft bestehen, kann

davon ausgegangen werden, dass

die betroffenen innerstaatlichen

Behörden die Auskunft erteilen,

ohne dass ihnen dies durch inner-

staatliche Rechtnormen förmlich

vorgeschrieben sein müsste.

Zu Artikel 10

1. Für eine Regelung der Familien-

zusammenführung über die

Staatsgrenzen hinweg besteht ein

besonderes Bedürfnis. Denn die-

ses Problem stellt sich in der aus-

länderbehördlichen Praxis sehr

häufig – etwa dann, wenn Aus-

länder, die sich in der Bundesre-

publik Deutschland aufhalten,

darauf dringen, dass Kinder in

das Gastland nachziehen. Bei der

Behandlung des die Familienzu-

sammenführung über die Staats-

grenzen hinweg regelnden Arti-

kels 10 in der Arbeitsgruppe hat

sich herausgestellt, dass konsens-

fähig nur solche Garantien sind,

die über die bereits bestehenden

einschlägigen Garantien nicht

hinausgehen. Artikel 12 Abs. 2

und 4 des Internationalen Paktes

über bürgerliche und politische

Rechte garantiert das Recht jedes

Menschen, jedes Land, auch

wenn er dessen Staatsangehöri-

ger ist, zu verlassen und außer-

dem in das Land einzureisen,

dem er als Staatsangehöriger an-

gehört. Ein Recht auf Freizügig-
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Zu Artikel 11

1. Nach Absatz 1 übernehmen die

Vertragsstaaten die Verpflich-

tung, die unerlaubte Verbrin-

gung von Kindern ins Ausland

und ihre Nichtrückgabe zu

bekämpfen. Innerstaatlich

genügt diesen Anforderungen

vor allem der § 235 StGB. Nach

dieser Vorschrift wird bestraft,

„wer eine Person unter achtzehn

Jahren durch List, Drohung oder

Gewalt ihren Eltern, ihrem Vor-

mund oder ihrem Pfleger ent-

zieht“. Diese Strafandrohung gilt

für jede Art von Kindesentzie-

hung, gleichviel ob das betroffe-

ne Kind ins Ausland verbracht

wird oder ob es im Inland ver-

bleibt. Zivilrechtlich kann über-

dies der personensorgeberechtig-

te Elternteil die Herausgabe des

Kindes von jedem verlangen, der

es ihm widerrechtlich vorenthält,

§ 1632 Abs. 1 BGB (§ 1705 Satz 2

BGB).

2. Eine Bekämpfung der Kindesent-

führung ins Ausland setzt freilich

eine enge Zusammenarbeit zwi-

schen den betroffenen Staaten

voraus. Die Vertragsstaaten sollen

daher nach Absatz 2 den Ab-

schluss einschlägiger zwei- oder

mehrseitiger Übereinkünfte för-

dern oder solchen Übereinkünften

beitreten. Solche Übereinkünfte

sind das Europäische Übereinkom-

men vom 20. Mai 1980 über die

Anerkennung und Vollstreckung

von Entscheidungen über das

Sorgerecht für Kinder und die

Wiederherstellung des Sorgever-

hältnisses sowie das Haager

Übereinkommen vom

25. Oktober 1980 über die zivil-

rechtlichen Aspekte internationa-

ler Kindesentführung. Die Bundes-

republik Deutschland hat beide

Übereinkommen ratifiziert. Auf

das Vertragsgesetz vom 5. April

1990 (BGBl. II S. 206) sowie auf das

Sorgerechtsübereinkommens-Aus-

führungsgesetz – Artikel 1 des Ge-

setzes vom 5. April 1990 (BGBl. I

S. 701) – wird hingewiesen.

Zu Artikel 12

1. Absatz 1 verpflichtet die Vertrags-

staaten, dem Kind das Recht auf

freie Meinungsäußerung zuzusi-

chern. Dieses soll in zweierlei

Hinsicht beschränkt sein: Es soll

nur solchen Kindern zugesichert

sein, die fähig sind, sich eine ei-

gene Meinung zu bilden. Außer-

dem soll dieses Recht nur gelten

„in allen das Kind berührenden

Angelegenheiten“. Demgegenü-

ber sichert der nachfolgende Arti-

kel 13 Abs. 1 dem Kind das Recht

auf freie Meinungsäußerung in

allen Angelegenheiten und unab-

hängig davon zu, ob es schon

fähig ist, sich eine eigene Mei-

nung zu bilden.

2. Das Schwergewicht der in Artikel

12 Abs. 1 verankerten Garantie

liegt darum nicht in der Ge-

währung der bereits in Artikel 13

Abs. 1 umfassend garantierten

Meinungsfreiheit, sondern im

Recht des Kindes auf eine ange-

messene und seinem Alter und

seiner Reife entsprechenden

Berücksichtigung seiner Meinung

in allen das Kind berührenden

Angelegenheiten – vorausgesetzt,

dass das Kind zur Meinungsbil-
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bei der Zweiten Lesung beantragt,

dem Artikel 9 folgenden Absatz

anzufügen (Rückübersetzung):

„Die gesetzlichen Vorschriften

der Vertragsstaaten über die Ein-

wanderung und den Aufenthalt

fremder Staatsangehöriger wer-

den durch dieses Übereinkom-

men nicht berührt.“ (Vgl. UNO-

Dokument E/CN.4/1989/48 vom

2. März 1989, S. 33 TZ 191).

Die zur Prüfung u. a. dieses An-

trags eingesetzte Redaktionsgrup-

pe hat den Vorschlag nicht über-

nommen, jedoch veranlasst, dass

der Vorsitzende der Arbeitsgrup-

pe die nachfolgende, vom allge-

meinen Konsens getragene Er-

klärung zu Protokoll gab

(Rückübersetzung):

„Nach dem Verständnis der Ar-

beitsgruppe soll Artikel 6 (ent-

spricht Artikel 9 neuer Zählung)

auf Trennungsfälle Anwendung

finden, die auf innerstaatlichen

Vorgängen beruhen, wohingegen

Artikel 6 (entspricht Artikel 10

neuer Zählung) auf Trennungsfäl-

le Anwendung finden soll, die

verschiedene Länder und Fälle

der Familienzusammenführung

betreffen. Artikel 6 (entspricht Ar-

tikel 10 neuer Zählung) soll nicht

das allgemeine Recht von Staaten

antasten, ihre jeweiligen Einwan-

derungsgesetze im Einklang mit

ihren internationalen Verpflich-

tungen zu erlassen und auszuge-

stalten.“ (Vgl. UNO-Dokument

E/CN.4/1989/48 vom 2. März

1989, S. 36 TZ 203.)

Später hat der britische Dele-

gierte bei der Verabschiedung

des Übereinkommenstextes

durch die Arbeitsgruppe eine Er-

klärung zu Protokoll gegeben,

mit der festgestellt wurde, dass

die Einwanderungs- und Staatsan-

gehörigkeitsgesetzgebung im

Vereinigten Königreich von dem

Übereinkommen unberührt

bleibt, vgl. UNO-Dokument

E/CN.4/1989/48 vom 2. März

1989, S. 7 TZ 21. Um vor dem Hin-

tergrund dieser Erklärung über

die Haltung der Bundesregierung

zu dieser Frage keinen Zweifel

aufkommen zu lassen, hat der

Vertreter der Bundesrepublik

Deutschland daraufhin bei der

Annahme des Berichts über die

Zweite Lesung des Übereinkom-

mensentwurfs in der Arbeitsgrup-

pe am 23. Februar 1989 folgende

Erklärung zu Protokoll gegeben

(Rückübersetzung), vgl. UNO-Do-

kument E/CN.4/1989/48 vom 2.

März 1989, S. 139 TZ 721:

„Nichts in dem Übereinkommen

über die Rechte des Kindes kann

dahin ausgelegt werden, dass die

widerrechtliche Einreise eines

Ausländers in das Hoheitsgebiet

der Bundesrepublik Deutschland

oder dessen wiederrechtlicher

Aufenthalt dort erlaubt ist; auch

kann keine Bestimmung dahin

ausgelegt werden, dass sie das

Recht der Bundesrepublik

Deutschland beschränkt, Gesetze

und Verordnungen über die Ein-

reise von Ausländern und die Be-

dingungen ihres Aufenthalts zu

erlassen oder Unterschiede zwi-

schen Inländern und Ausländern

zu machen.“

Die Bundesregierung beabsich-

tigt, die Erklärung bei Hinterle-

gung der Ratifikationsurkunde zu

wiederholen, vgl. Anhang zur

Denkschrift.



Anhang 63

nur für die Staaten, die Vertrags-

staaten des vorliegenden Über-

einkommens sind oder werden,

ohne zugleich Vertragsstaaten

des Internationalen Paktes über

bürgerliche und politische Rechte

zu sein. Eine Einschränkung des

Sorge- und Erziehungsrechts der

Eltern ist mit Artikel 13 nicht ver-

bunden. Die Verpflichtung der El-

tern, das Kind in der seiner Ent-

wicklung entsprechenden Weise

angemessen zu leiten und zu

führen (Artikel 5), bleibt ebenfalls

unberührt.

2. Innerstaatlich ist die Meinungs-

freiheit in einer den Anforderun-

gen des Artikels 19 des Interna-

tionalen Paktes über bürgerliche

und politische Rechte – und da-

mit auch des Artikel 13 des vorlie-

genden Übereinkommens – ent-

sprechenden Weise durch das

Grundrecht auf freie Meinungs-

äußerung in Artikel 5 GG ge-

schützt.

Zu Artikel 14

1. Das in Artikel 14 verankerte

Recht des Kindes auf Gedanken-,

Gewissens- und Religionsfreiheit

wiederholt im Wesentlichen das

in Artikel 18 des Internationalen

Paktes über bürgerliche und poli-

tische Rechte verbürgte allgemei-

ne Menschenrecht auf Gedanken-,

Gewissens- und Religionsfreiheit.

Insoweit ist auf die Bemerkungen

zu Nummer 1 bei Artikel 13 zu

verweisen.

2. Beim Vergleich der im vorliegen-

den Übereinkommen mit den im

Pakt gegebenen Parallelgarantien

ergibt sich ein bedeutender Un-

terschied. Artikel 14 enthält keine

dem Artikel 18 Abs. 4 des Paktes

entsprechende Bestimmung, wo-

nach die Paktstaaten verpflichtet

sind, die Freiheit der Eltern zu

achten, die religiöse und sittliche

Erziehung ihrer Kinder in Über-

einstimmung mit ihren eigenen

Überzeugungen sicherzustellen.

Dies hängt mit der im Überein-

kommen über die Rechte des Kin-

des insgesamt verfolgten Linie zu-

sammen, Rechte der Eltern in

einer die Rechte des Kindes be-

treffenden Konvention nicht zu

regeln. Anstatt dessen erlegt Arti-

kel 14 Abs. 2 des vorliegenden

Übereinkommens den Eltern eine

dem Artikel 5 dieses Übereinkom-

mens entsprechende Verpflich-

tungen auf. Beide Regelungen

sind nebeneinander sinnvoll und

anwendbar: Solange das Kind

sich in Fragen der Religion keine

eigene Meinung bilden kann,

entscheiden die Eltern (oder son-

stigen personensorgeberechtig-

ten Personen) über die religiöse

Erziehung des Kindes nach ihren

Vorstellungen (Artikel 18 Abs. 4

des Internationalen Paktes über

bürgerliche und politische Rech-

te). Bei älteren Kindern, die sich

eine eigene religiöse Meinung

bilden, müssen Eltern und sonsti-

ge Personensorgeberechtigte die-

se Meinung berücksichtigen (Arti-

kel 14 Abs. 2 des vorliegenden

Übereinkommens.

3. Innerstaatlich ist das Problem

durch das Gesetz über die religiö-

se Kindererziehung vom 15. Juli

1921 (RGBl. S. 939) wie folgt

gelöst: Nach Vollendung seines
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dung fähig ist. Mit diesen Formu-

lierungen ist den Vertragsstaaten

ein weiter Ermessensspielraum

eingeräumt, in welchen Fällen

und inwieweit sie der Meinung

des Kindes Rechnung tragen. In-

nerstaatlich ist besonders auf das

Beispiel des § 1671 BGB zu ver-

weisen, der die Maßstäbe setzt,

nach denen im Scheidungsfall

(bei nicht nur vorübergehendem

Getrenntleben der Eltern gilt

nach § 1672 Satz 1 BGB Entspre-

chendes) darüber zu bestimmen

ist, welchem Elternteil die elterli-

che Sorge für ein gemeinschaftli-

ches Kind zustehen solle.

Grundsätzlich ist das Gericht da-

bei an einen übereinstimmenden

Vorschlag der Eltern gebunden;

von ihm darf es nur abweichen,

„wenn dieses zum Wohl des Kin-

des erforderlich ist“, § 1671 Abs.

3 Satz 1. Handelt es sich jedoch

um ein Kind, welches das vier-

zehnte Lebensjahr vollendet hat,

und macht dieses einen abwei-

chenden Vorschlag, dann trifft

das Gericht ohne Bindung an den

Vorschlag der Eltern die Rege-

lung, die dem Wohle des Kindes,

insbesondere auch unter Berück-

sichtigung seiner Bindungen an

einen bestimmten Elternteil, am

besten entspricht, § 1671 Abs. 3

Satz 2 und 3 BGB.

3. Es hätte in der Logik des Ab-

satzes 1 gelegen, wenn Absatz 2

ein Recht des Kindes postuliert

hätte, in allen das Kind berühren-

den Gerichts- und Verwaltungs-

verfahren persönlich gehört zu

werden. Der in diese Richtung

zielende ursprüngliche Vorschlag

war aber – offensichtlich wegen

der in den verschiedenen Staaten

sehr unterschiedlichen Rechtslage

– nicht konsensfähig,

vgl. UNO-Dokument E/CN.4/

L.1560/Add.14 vom 11. März 1981,

S. 6/7 TZ 18, 28. Die Entscheidung

der Frage, ob in den genannten

Verfahren das Kind persönlich

oder durch einen Vertreter gehört

werden soll, bleibt damit, wie in

Absatz 2 ausdrücklich gesagt, den

„Verfahrensvorschriften des inner-

staatlichen Rechts“ vorbehalten.

Nach dem Recht der Bundesrepu-

blik Deutschland ist die persönli-

che Anhörung des Kindes z. B. in

§ 50 b FGG vorgesehen. Ist das

Kind Partei oder Beteiligter eines

Gerichts- oder Verwaltungsverfah-

rens, kann es sich durch seinen

gesetzlichen Vertreter äußern

(vgl. z. B. § 51 ZPO). Nach § 8 Abs.

1 des Sozialgesetzbuchs Achtes

Buch (SGB VIII) – Kinder- und Ju-

gendhilfe – (BGBl. 1989 I S. 1163)

sind Kinder und Jugendliche ent-

sprechend ihrem Entwicklungs-

stand an allen sie betreffenden

Entscheidungen der öffentlichen

Jugendhilfe zu beteiligen. Sie sind

in geeigneter Weise auf ihre

Rechte im Verwaltungsverfahren

sowie im Verfahren vor dem Vor-

mundschaftsgericht hinzuweisen.

Zu Artikel 13

1. Das in Artikel 14 garantierte

Recht auf freie Meinungsäuße-

rung steht nicht nur dem Kind,

sondern nach Artikel 19 Abs. 2

und 3 des Internationalen Paktes

über bürgerliche und politische

Rechte „jedermann“ zu und da-

mit auch Kindern. Artikel 13 hat

damit eigenständige Bedeutung
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gruppe bildete, hatte (in seinem

Artikel 9) eine elterliche, aber

auch staatliche Verpflichtung be-

gründen wollen, das Kind vor

schädlichen Einflüssen der Mas-

senmedien zu schützen. Arti-

kel 17 in der vorliegenden Fas-

sung ist von der Überzeugung ge-

tragen, dass der positive Einfluss

der Massenmedien auf Kinder

größer ist als der schädliche

und dass darum eine positive Fas-

sung der Bestimmung vorzuzie-

hen sei, vgl. UNO-Dokument

E/BCN.4/L.1560/Add.14 vom 11.

März 1981, S. 21.

2. Artikel 17 erlegt darum den Ver-

tragsstaaten die Verpflichtung

auf, auf die Ausstrahlung von

Kindersendungen und auf die

Verbreitung von Kinderbüchern

hinzuwirken, insbesondere in der

Form, dass die Massenmedien zur

Verbreitung geeigneter Sendun-

gen „ermutigt“ oder dass die Ver-

breitung von Kinderbüchern „ge-

fördert“ werden soll. Ob ein

Bedürfnis besteht, in der in den

Buchstaben a bis d im Einzelnen

genannten Weise „ermutigend“

oder „fördernd“ tätig zu werden,

liegt im Beurteilungsermessen

des Vertragsstaates.

3. In der Bundesrepublik Deutsch-

land werden eine Vielzahl von

Kinder- und Jugendsendungen

verbreitet und eine Vielzahl von

Kinder- und Jugendbüchern so-

wie entsprechende Zeitschriften

angeboten. Das Kind hat hier im

Sinne des Artikels 17 „Zugang“ zu

diesem Material. Ein Recht des

Kindes auf Fernsehempfang oder

auf die Lektüre von Schriften er-

gibt sich dagegen aus Artikel 13

Abs. 1 des Übereinkommens, wo-

bei gleichzeitig aus Artikel 5 zu

schließen ist, dass Kinder von die-

sem Recht nur insoweit Gebrauch

machen können und dürfen, als

ihnen dies von ihren Eltern in

Wahrnehmung ihres Erziehungs-

auftrags gestattet wird.

4. Das ursprünglich verfolgte Anlie-

gen, das Kind vor schädlichen

Einflüssen zu schützen, die von

den Medien ausgehen können,

hat seinen Niederschlag lediglich

in Artikel 17 Buchstabe e gefun-

den. Innerstaatlich wird dem

durch das Gesetz über die Ver-

breitung jugendgefährdender

Schriften Rechnung getragen.

§ 14 SGB VIII – Kinder- und Ju-

gendhilfe – verpflichtet die Trä-

ger der öffentlichen Jugendhilfe,

jungen Menschen und Erzie-

hungsberechtigten Angebote des

erzieherischen Kinder- und Ju-

gendschutzes zu machen.

Zu Artikel 18

1. Mit dem in Absatz 1 bekräftigten

Grundsatz der Verantwortlichkeit

beider Elternteile für die Erzie-

hung und Entwicklung des Kin-

des übernimmt das Übereinkom-

men einen Standard, der bereits

in anderen Vertragswerken zum

Schutz der Menschenrechte ver-

ankert ist. Insoweit ist z. B. auf Ar-

tikel 23 Abs. 4 des Internationa-

len Paktes über bürgerliche und

politische Rechte zu verweisen,

wonach die Ehegatten „während“

und „bei Auflösung der Ehe“ glei-

che Rechte und Pflichten haben

müssen. Bei den Beratungen
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zwölften Lebensjahres kann ein

Kind gegen seinen Willen nicht

mehr in einem anderen Bekennt-

nis als bisher erzogen werden;

nach Vollendung des vierzehnten

Lebensjahres steht ihm selbst die

Entscheidung darüber zu, wel-

chem religiösen oder weltan-

schaulichen Bekenntnis es sich

anschließen will. Im Übrigen ist

innerstaatlich die Glaubens- und

Gewissensfreiheit durch Artikel 4

GG als Grundrecht gewährleistet.

Dies entspricht den von Arti-

kel 14 gestellten Anforderungen.

Das Gesetz über die religiöse Kin-

dererziehung ist darum auch

künftig uneingeschränkt anzu-

wenden.

Zu Artikel 15

1. Das in Artikel 15 verankerte

Recht des Kindes auf Vereini-

gungs- und Versammlungsfrei-

heit wiederholt für Kinder das in

Artikel 21 und 22 des Internatio-

nalen Paktes über bürgerliche

und politische Rechte jedermann

verbürgte entsprechende Recht

auf Vereinigungs- und Versamm-

lungsfreiheit. Auf die Bemerkun-

gen zu Nummer 1 bei Artikel 13

wird insoweit verwiesen.

2. Innerstaatlich wird den Anforde-

rungen des Artikels 15 vor allem

durch die – für Deutsche gelten-

den – Grundrechte auf Versamm-

lungs- und Vereinigungsfreiheit

(Artikel 8, 9 GG) entsprochen.

Ausländern stehen entsprechen-

de Rechte nach Maßgabe der Vor-

schriften des Versammlungsgeset-

zes sowie des Vereinsgesetzes zu.

Zu Artikel 16

1. Das in Artikel 16 vorgesehene

Recht des Kindes auf Privatleben

entspricht dem jedermann als all-

gemeines Menschenrecht gewähr-

leisteten entsprechenden Recht

nach Artikel 17 des Internationa-

len Paktes über bürgerliche und

politische Rechte. Da das Kind be-

reits nach der letztgenannten Be-

stimmung in seinem Privatleben

geschützt wird, kommt dem Arti-

kel 16 des vorliegenden Überein-

kommens jedenfalls für die Bun-

desrepublik Deutschland als

Paktstaat keine eigenständige Be-

deutung zu. Auf die Bemerkun-

gen zu Nummer 1 des Artikel 13

wird im Übrigen verwiesen.

2. Innerstaatlich wird den Anforde-

rungen des Artikels 16 des vorlie-

genden Übereinkommens – wie

schon denjenigen des Artikels 17

des Paktes – durch verschiedene

Verfassungsgarantien entspro-

chen. So ist aus Artikel 1 i. V. m.

Artikel 2 Abs. 1 GG abzuleiten,

dass jedem Menschen ein autono-

mer Bereich privater Lebensge-

staltung zusteht (BverfGE 35,

220). Die Familie genießt beson-

deren Schutz nach Artikel 6 Abs.

1 GG. Für den Schutz der Woh-

nung, des Schriftverkehrs und der

Ehre ist insbesondere auf die Arti-

kel 13, 10 Abs. 1 GG sowie auf die

§§ 201 bis 203, 354, 123, 124, 185

ff. StGB hinzuweisen.

Zu Artikel 17

1. Der überarbeitete politische Ent-

wurf, der den Ausgangspunkt der

Beratungen der Genfer Arbeits-
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4. Die in Absatz 2 genannten Ver-

pflichtungen sind allgemein ge-

fasst. Die Vertragsstaaten, die für

den Ausbau von „Institutionen,

Einrichtungen und Diensten für

die Betreuung von Kindern“ sor-

gen sollen, haben ein weites Er-

messen, wie sie dabei vorgehen.

In der Bundesrepublik Deutsch-

land gibt es zahlreiche „Institutio-

nen, Einrichtungen und Dienste“,

die sich mit den Angelegenheiten

von Kindern und Jugendlichen

befassen, zum Teil auf privater,

zum Teil auf Verbands- und zum

Teil auf staatlicher Ebene. Für den

staatlichen Bereich ist insbesonde-

re auf die Organe der öffentlichen

Jugendhilfe wie z. B. die Jugend-

ämter hinzuweisen. Rechtsgrund-

lage für die Tätigkeit der Jugen-

dämter, aber auch für die

Förderung freier Träger in diesem

Bereich, ist das Achte Buch SGB

(Kinder- und Jugendhilfe), das ein

weites Spektrum allgemeiner För-

derungsleistungen und individu-

eller Erziehungshilfen vorsieht.

5. Dass berufstätige Eltern das Recht

haben, die für sie in Betracht

kommenden Kinderbetreuungs-

dienste und -einrichtungen (so-

weit vorhanden) zu benutzen –

wozu Absatz 3 die Vertragsstaa-

ten verpflichtet – ist selbstver-

ständlich und wirft kein Problem

auf. Probleme rühren vielmehr

daher, dass in der Bundesrepu-

blik Deutschland eine ausreichen-

de Zahl von Kindergartenplätzen

bisher noch fehlt. Das Überein-

kommen verpflichtet die Ver-

tragsstaaten nicht dazu, derartige

Einrichtungen für alle Kinder zu

schaffen. Dabei ist zu berücksich-

tigen, dass die Berufstätigkeit der

Eltern und insbesondere der Mut-

ter nicht das einzige Kriterium

für die fortschreitende Verwirkli-

chung des in Absatz 3 umschrie-

benen Rechts ist. Denn die Ein-

richtungen zur Tagesbetreuung

von Kindern, insbesondere Kin-

dergärten, tragen der veränder-

ten Lebenswirklichkeit von Kin-

dern Rechnung, die sich in der

immer häufiger fehlenden Ge-

schwistererfahrung, fehlenden

Spiel- und Begegnungsräumen

auf Straßen und Plätzen für

gleichaltrige Kindergruppen und

einer starken Erziehungskonzen-

triertheit der Alltagssituation von

Kindern zeigt. Die Bereitstellung

solcher Einrichtungen ist aber ei-

ne der Voraussetzungen, um Er-

werbstätigkeit und Familienerzie-

hung besser miteinander

verbinden zu können. Für allein

erziehende Elternteile ist eine

kindgerechte Betreuungsform die

Voraussetzung dafür, weiterhin

selbst den Lebensunterhalt er-

wirtschaften zu können. Die Er-

werbstätigkeit der Eltern ist da-

her ein, jedoch nicht der

ausschließliche Grund für die

Verpflichtung von Ländern und

kommunalen Gebietskörperschaf-

ten zum bedarfsgerechten Auf-

bau der verschiedenen Formen

der Tagesbetreuung für Kinder

nach § 24 des Achten Buches des

Sozialgesetzbuches – Kinder- und

Jugendhilfe. Die Darstellung der

Versorgungssituation in der Bun-

desrepublik Deutschland in den

verschiedenen Formen der Tages-

betreuung kann im Einzelnen

dem Bericht nach Artikel 44

überlassen bleiben.
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wurde im Zusammenhang mit

Absatz 1 vor allem auf das Vor-

bild des Artikels 5 Buchstabe b

des Übereinkommens zur Beseiti-

gung jeder Form von Diskriminie-

rung der Frau (BGBl. 1985 II.

S. 647) verwiesen, vgl. UNO-Doku-

ment E/CN.4/L.1560/Add.14 vom

11. März 1981, TZ 85. Danach tref-

fen die Vertragsstaaten jenes

Übereinkommens alle geeigneten

Maßnahmen, „um sicherzustel-

len, dass die Erziehung in der Fa-

milie zu einem richtigen Ver-

ständnis der Mutterschaft als

einer sozialen Aufgabe und zur

Anerkennung der gemeinsamen

Verantwortung von Mann und

Frau für die Erziehung und Ent-

wicklung ihrer Kinder beiträgt,

wobei davon ausgegangen wird,

dass das Interesse der Kinder in

allen Fällen vorrangig zu berück-

sichtigen ist.“

2. Absatz 1 Satz 1 soll, wie bei den

Beratungen in der Genfer Arbeits-

gruppe betonte wurde, die Eltern

gegen den ausufernden Eingriff

des Staates schützen und auch

zum Ausdruck bringen, dass die

Eltern nicht auf einen staatlichen

Eingriff warten dürfen, weil die

Erziehung und Entwicklung ihrer

Kinder vorrangig in ihre Verant-

wortung fällt, vgl. UNO-Doku-

ment E/CN.4/L.1560/Add.14 vom

11. März 1981, TZ 89. Innerstaat-

lich entspricht dem die Garantie

des Elternrechts in Artikel 6 Abs.

2 Satz 1 GG: „Pflege und Erzie-

hung der Kinder sind das natürli-

che Recht der Eltern und die zu-

vörderst ihnen obliegende

Pflicht.“

3. In der innerstaatlichen Diskussi-

on ist die Befürchtung laut ge-

worden, dass Absatz 1 eine völ-

kerrechtliche  Verpflichtung

begründete, den Grundsatz glei-

cher Elternverantwortlichkeit für

die Erziehung und Entwicklung

des Kindes auch für nichteheli-

che Kinder einzuführen sowie für

solche, deren Eltern dauernd ge-

trennt leben oder geschieden

sind. Die Auslegung trifft indes-

sen nicht zu. Aus der Entste-

hungsgeschichte und aus dem

Zusammenhang der Bestimmung

mit den Parallelgarantien in Arti-

kel 23 Abs. 4 des Internationalen

Paktes über bürgerliche und poli-

tische Rechte und Artikel 5 Buch-

stabe b des Übereinkommens zur

Beseitigung jeder Form von Dis-

kriminierung der Frau ergibt sich

vielmehr, dass der „Grundsatz“

der gemeinsamen Elternverant-

wortung uneingeschränkt nur für

die intakte Ehe verwirklicht wer-

den kann. Für alle anderen Fälle

– z. B. im Scheidungsfall, bei

dauerndem Getrenntleben der

Ehegatten und bei nichtehelichen

Kindern – sind die Vertragsstaa-

ten nicht daran gehindert, insbe-

sondere für das Sorge- und Um-

gangsrecht die Regelungen zu

treffen, die durch das Interesse

des Kindes geboten erscheinen

(Artikel 3 Abs. 1 des Übereinkom-

mens). Die Bundesregierung wird

die insoweit aufgetretenen Zwei-

fel zum Anlass nehmen, um in

der bei Hinterlegung der Ratifika-

tionsurkunde von ihr abzugeben-

den Erklärung eine entsprechen-

de Klarstellung vorzunehmen; auf

die Anlage zu dieser Denkschrift

wird insoweit Bezug genommen.
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stützen und Hilfe zur Selbsthilfe

geben (§ 31 SGB VIII). Für akute

Konflikte sieht das Gesetz auch

die Möglichkeit der Beratung von

Kindern und Jugendlichen ohne

Kenntnis des Personensorgebe-

rechtigten vor (§ 8 Abs. 3) sowie

die Verpflichtung des Jugend-

amts, ein Kind oder einen Ju-

gendlichen in seine Obhut zu

nehmen (§ 42 Abs. 2 und 3). Ist

die Beschränkung bzw. der Ent-

zug der Personensorge notwen-

dig, so ist das Vormundschaftsge-

richt anzurufen, das die

notwendigen Maßnahmen nach

§ 1666 BGB zu treffen hat.

Zu Artikel 20

1. Das Übereinkommen geht davon

aus, dass grundsätzlich die Fami-

lie die natürliche Umgebung „für

das Wachsen und Gedeihen ihrer

Mitglieder, insbesondere der Kin-

der“, ist; dort soll den Kindern

„der erforderliche Schutz und

Beistand gewährt werden“, vgl.

Präambelabsatz 5. Ein Kind, das

nicht – oder nicht mehr – in sei-

ner Familie aufwachsen kann, ist

darum besonders schutzbedürf-

tig. Nach Absatz 1 soll das Kind

dann „Anspruch auf den beson-

deren Schutz und Beistand des

Staates“ haben. Praktisch wird

dieser Schutz vor allem dadurch

verwirklicht, dass staatliche

Behörden wie z. B. die Jugendäm-

ter und Vormundschaftsgerichte

eingreifen, wenn die besondere

Schutzbedürftigkeit des aus sei-

ner familiären Umgebung her-

ausgelösten Kindes dies erfordert.

Dies soll vor allem zu dem Zweck

geschehen, das schutzbedürftige

Kind einer anderen Form der Be-

treuung zuzuführen, Absatz 2.

2. Welche „andere Form der Betreu-

ung“ vorgesehen wird, bleibt

dem Vertragsstaat überlassen.

Absatz 3 führt vier Beispiele be-

sonderer Formen anderer Betreu-

ung an. Abgesehen von der

Kafala nach islamischem Recht

sind sämtliche der genannten Be-

treuungsformen dem Recht der

Bundesrepublik Deutschland

geläufig. Dies gilt für die Unter-

bringung in einer Pflegefamilie

(vgl. § 33 SGB VIII), für die Heim-

unterbringung (§ 34 SGB VIII)

und für die Adoption 

(vgl. §§ 1741 ff. BGB).

Zu Artikel 21

1. Artikel 21 stellt Mindestanforde-

rungen an die von den Vertrags-

staaten bei der Adoption von Kin-

dern zu beobachtende Praxis.

Dabei wird vorausgesetzt, dass es

sich um Vertragsstaaten handelt,

„die das System der Adoption an-

erkennen oder zulassen“. Zu die-

sen Staaten gehört die Bundesre-

publik Deutschland. Nach § 1741

Abs. 1 BGB ist die Adoption („An-

nahme als Kind“) zulässig, „wenn

sie dem Wohl des Kindes dient

und zu erwarten ist, dass zwi-

schen dem Annehmenden und

dem Kind ein Eltern-Kind-Verhält-

nis entsteht“. Damit ist zugleich

gewährleistet, dass im innerstaat-

lichen Recht, wie in Artikel 21

Halbsatz 1 des vorliegenden

Übereinkommens vorgesehen,

„dem Wohl des Kindes bei der

Adoption die höchste Bedeutung

zugemessen wird“. Zu den einzel-
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Zu Artikel 19

1. Die Vertragsstaaten müssen nach

Absatz 1 Schutzmaßnahmen zu-

gunsten von Kindern treffen, die

sich in der Obhut von Eltern oder

anderen Sorgeberechtigten befin-

den. Den in Absatz 1 genannten

Zielen dienen insbesondere die

vielfältigen Hilfen im Rahmen

des Achten Buches des Sozialge-

setzbuchs – Kinder- und Jugend-

hilfe. Schutzmaßnahmen werden

in der Bundesrepublik Deutsch-

land im Übrigen vor allem auf-

grund des Gesetzes zum Schutz

der Jugend in der Öffentlichkeit

sowie des Gesetzes über die Ver-

breitung jugendgefährdender

Schriften getroffen. Zudem ge-

nießen Kinder und Jugendliche

gegenüber den Gefahren, die ih-

nen durch die Familie drohen, ei-

nen besonderen Schutz durch das

Strafrecht. Zu nennen sind hier

als einschlägige Strafvorschriften

besonders § 223 b (Misshandlung

Schutzbefohlener), § 170 d (Ver-

letzung der Fürsorge- und Erzie-

hungspflicht), § 174 (Sexueller

Missbrauch von Schutzbefohle-

nen), § 177 (Vergewaltigung), §

178 (Sexuelle Nötigung), § 179

(Sexueller Missbrauch Wider-

standsunfähiger) und § 180 a Abs.

4 StGB (Förderung der Prostituti-

on bei Personen unter 21 Jahren).

2. Absatz 1 verlangt Maßnahmen

gegen „jede Form körperlicher

Gewaltanwendung“. Dies bedeu-

tet nicht, das die Vertragsstaaten

gehalten wären, jede auch

maßvolle körperliche Züchtigung

als Erziehungsmittel zu verbieten.

Ein so weitgehendes Verbot hat

bei den Beratungen des Artikels

in der Genfer Arbeitsgruppe

nicht zur Diskussion gestanden.

Es ergibt sich auch nicht aus dem

Wortlaut, weil der im authenti-

schen englischen Text verwende-

te Begriff „violence“ so viel be-

deutet wie „unlawful use of

force“, also rechtswidrige Gewalt-

anwendung (Oxford Dictionary of

Current English). Letztlich obliegt

es damit den Vertragsstaaten,

den Inhalt des Gewaltbegriffs

näher zu bestimmen.

3. Absatz 2 gibt eine Aufzählung

der in Betracht kommenden

Schutzmaßnahmen. Hierbei geht

es vor allem auch um vorbeugen-

de Maßnahmen, die ergriffen

werden sollen, um die in Absatz 1

beschriebene schlechte Behand-

lung von Kindern möglichst zu

verhindern. Das neue Achte Buch

des Sozialgesetzbuches – Kinder-

und Jugendhilfe – enthält eine

Vielzahl von allgemeinen Förde-

rungsleistungen und individuel-

len Erziehungshilfen mit dem

Ziel, Eltern und andere

Erziehungsberechtigte bei der

Erziehung zu beraten und zu un-

terstützen und Kinder und Ju-

gendliche vor Gefahren für ihr

Wohl zu schützen. Einen Schwer-

punkt bilden dabei ambulante

Hilfen zur Erziehung (wie z. B.

die sozialpädagogische Familien-

hilfe). Sozialpädagogische Famili-

enhilfe soll durch intensive Be-

treuung und Begleitung Familien

in ihren Erziehungsaufgaben, bei

der Bewältigung von Alltagspro-

blemen, der Lösung von Konflik-

ten und Krisen, in Kontakt mit

Ämtern und Institutionen unter-
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4. Buchstabe c will sicherstellen,

dass bei internationalen Adoptio-

nen gleichwertige Schutzvor-

schriften eingehalten werden,

wie sie für innerstaatliche Adop-

tionen gelten. Dem ist dadurch

genügt, dass das dem Schutz des

anzunehmenden Kindes beson-

ders förderliche Verfahren mit

Prüfung der Adoptionsvorausset-

zungen von Amts wegen durch

das Vormundschaftsgericht ein-

heitlich auch für internationale

Adoptionen in der Bundesrepu-

blik Deutschland gilt, vgl. insbe-

sondere Artikel 23 EGBGB ein-

schließlich seines Satzes 2 in

Verbindung mit § 1746 Abs. 1

Satz 4 BGB und Bericht des

Rechtsausschusses des Deutschen

Bundestages in Bundestags-

Drucksache 10/5632, S. 44.

5. Buchstabe d hält im Interesse der

Bekämpfung von Missbräuchen

dazu an, die Entstehung unstatt-

hafter Vermögensvorteile für die

Beteiligten zu unterbinden. Dem

wird insbesondere durch § 14 a

des Adoptionsvermittlungsgeset-

zes in der Neufassung vom 27.

November 1989 (BGBl. I S. 2016)

Rechnung getragen.

6. Buchstabe e verpflichtet die Ver-

tragsstaaten, zur Förderung der

Ziele des Artikels 21 internationa-

le Übereinkünfte abzuschließen.

Dem steht die Bundesrepublik

Deutschland aufgeschlossen ge-

genüber. Hinzuweisen ist in die-

sem Zusammenhang auf das von

ihr ratifizierte Europäische Über-

einkommen vom 24. April 1967

über die Adoption von Kindern

(BGBl. 1980 II S. 1093) sowie auf

die unter Beteiligung der Bundes-

regierung durchgeführten Vorar-

beiten für ein Übereinkommen

über die Adoption von Kindern

aus dem Ausland, das auf der

Siebzehnten Tagung der Haager

Konferenz für internationales Pri-

vatrecht 1993 zeichnungsreif aus-

gehandelt werden soll.

Zu Artikel 22

1. Die Rechte des vorliegenden

Übereinkommens stehen jedem

Kind innerhalb der Hoheitsge-

walt eines Vertragsstaates zu (Ar-

tikel 1, 2 Abs.1); sie können somit

ohne weiteres auch von einem in

das Bundesgebiet eingereisten

Kind in Anspruch genommen

werden, „das die Rechtsstellung

eines Flüchtlings begehrt oder

nach Maßgabe der anzuwenden-

den Regeln und Verfahren des

Völkerrechts oder des innerstaat-

lichen Rechts als Flüchtling ange-

sehen wird“. Flüchtlingskinder

sind besonders schutzbedürftig.

Damit sie ihre Rechte effektiv

wahrnehmen können, sollen ih-

nen die Vertragsstaaten nach Ab-

satz 1 „angemessenen Schutz und

humanitäre Hilfe“ zuwenden.

Dies soll die Flüchtlingskinder

auch zur Wahrnehmung der

Rechte befähigen, die in anderen

internationalen Übereinkünften

über Menschenrechte oder über

humanitäre Fragen festgelegt

sind, soweit sie für den Vertrags-

staat völkerrechtlich bindend

sind.

2. Die Bundesrepublik Deutschland

ist Vertragsstaat des Genfer Ab-
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nen Buchstaben des Halbsatzes 2

ist Folgendes zu bemerken:

2. Buchstabe a verlangt, dass die

Adoption eines Kindes nur durch

die zuständigen Behörden auf

der Grundlage eines gesetzlichen

Verfahrens über die Zulässigkeit

der Adoption entschieden wird,

nachdem insbesondere auch die

nach innerstaatlichem Recht be-

troffenen Personen der Adoption

„auf der Grundlage einer gegebe-

nenfalls erforderlichen Beratung“

zugestimmt haben. Diesen Anfor-

derungen wird durch § 1752 BGB

Rechnung getragen, wonach die

Adoption („Annahme als Kind“)

auf Antrag des Annehmenden

vom Vormundschaftsgericht aus-

gesprochen wird. Das Vormund-

schaftsgericht muss zunächst prü-

fen, ob die Voraussetzungen für

die Adoption vorliegen. Dazu

gehört auch, ob die erforderli-

chen Einwilligungen in die Adop-

tion erteilt sind; einwilligen müs-

sen außer dem Kind (§ 1746 BGB)

nach Maßgabe der §§ 1747 bis

1749 BGB auch die Eltern des

Kindes sowie der Ehegatte des

Annehmenden. Die Einwilli-

gungserklärung ist notariell zu

beurkunden; § 1750 Abs. 1 Satz 2

BGB. Damit ist gewährleistet, dass

die einwilligenden Personen über

die rechtliche Tragweite ihrer Er-

klärung belehrt werden, wie dies

in § 17 Abs. 1 des Beurkundungs-

gesetzes vom 28. August 1969

(BGBl I. S. 1513) vorgesehen ist.

3. Buchstabe b will dem Handel mit

Kindern zu Adoptionszwecken

entgegenwirken. Eine internatio-

nale Adoption soll darum mög-

lichst nur dann vorgenommen

werden, „wenn das Kind nicht in

seinem Heimatland in einer Pfle-

ge- oder Adoptionsfamilie unter-

gebracht oder wenn es dort nicht

in geeigneter Weise betreut wer-

den kann“. Dies bedeutet indessen

nicht, dass die Vertragsstaaten

nach Buchstabe b verpflichtet

wären, die Zulässigkeit der Adopti-

on eines Kindes mit fremdem Hei-

matland an das Vorliegen der ge-

nannten Voraussetzungen zu

knüpfen. Denn dem Wortlaut des

Buchstabe b lässt sich ein zwin-

gendes Adoptionshindernis nicht

entnehmen. Die Bestimmung

spricht lediglich davon, dass bei

fehlender anderweitiger Unter-

bringungsmöglichkeit des Kindes

die internationale Adoption „als

andere Form der Betreuung“ an-

gesehen werden kann (vgl. auch

Artikel 20 Abs. 3). Dies besagt

noch nicht, dass sie als eine solche

Betreuungsform nicht angesehen

werden darf, wenn eine andere

Unterbringungsmöglichkeit im

Heimatland bestanden hätte. Die-

se Auslegung steht mit dem

Zweck der Bestimmung im Ein-

klang. Denn das in Buchstabe b

angesprochene Ziel kann nur ver-

wirklicht werden, wenn der Hei-

matstaat des Kindes mitwirkt, in-

dem er sich um eine anderweitige

Unterbringung bemüht oder je-

denfalls bescheinigt, dass die Un-

terbringung im Heimatland nicht

möglich ist. Dies aber lässt sich

nur im Rahmen internationaler

Übereinkünfte erreichen, zu deren

Abschluss die Vertragsstaaten in

Buchstabe e angehalten werden.
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lastung aus, die besondere Hilfen

erfordert. Der Gedanke, dass ge-

rade dem behinderten Kind sol-

che Hilfen zugewendet werden

müssen, findet sich darum an-

deutungsweise schon in der Gen-

fer Erklärung von 1924 (Nr. II)

und vor allem in Artikel 5 der Er-

klärung der Rechte des Kindes

von 1959, wo gesagt wird, dass

das körperlich, geistig oder sozial

behinderte Kind „die besondere

Behandlung, Erziehung und Für-

sorge (erhält), die seine besonde-

re Lage erfordert“.

2. Mit dem durch Artikel 23 aner-

kannten Recht des behinderten

Kindes auf besondere Hilfe zieht

das Übereinkommen eine sich

aus Artikel 5 der Erklärung der

Rechte des Kindes ergebende

Konsequenz und konkretisiert in-

soweit ein Recht, das als allgemei-

nes Menschenrecht in gewisser

Weise bereits Anerkennung in Ar-

tikel 12 Abs. 1 des Internationa-

len Paktes über wirtschaftliche,

soziale und kulturelle Rechte ge-

funden hat. Denn auf das dort

verankerte „Recht eines jeden auf

das für ihn erreichbare Höchst-

maß an körperlicher und geisti-

ger Gesundheit“ kann sich auch

das behinderte Kind berufen.

3. Innerstaatlich wird ein dem Arti-

kel 23 entsprechendes soziales

Recht durch § 10 des Sozialge-

setzbuches – Allgemeiner Teil –

(BGBl. 1975 I S. 3015) anerkannt.

Die Anwendung dieser Vorschrift

ist allerdings nicht auf behinder-

te Kinder beschränkt, sondern sie

räumt jedem, der körperlich,

geistig oder seelisch behindert

ist, „ein Recht auf diejenige Hilfe

(ein), die notwendig ist, um

1. die Behinderung abzuwenden,

zu beseitigen, zu bessern, ihre

Verschlimmerung zu verhüten

oder ihre Folgen zu mildern,

2. ihm einen seinen eigenen Nei-

gungen und Fähigkeiten ent-

sprechenden Platz in der Ge-

meinschaft, insbesondere im

Arbeitsleben, zu sichern“.

Darin liegt kein Widerspruch zu

Artikel 23 des vorliegenden Über-

einkommens. Denn soweit das

Übereinkommen international

anerkannte allgemeine

Menschenrechte, darunter die

bürgerlichen, politischen, wirt-

schaftlichen, sozialen und kultu-

rellen Menschenrechte, als

„Recht des Kindes“ verbürgt, will

es diese Rechte nicht dem Kind

vorbehalten wissen, sondern le-

diglich unterstreichen, dass sie

auch dem Kind zustehen. Im

Übrigen sollen die im Sozialge-

setzbuch gewährten sozialen

Rechte nach § 1 des Sozialgesetz-

buches – Allgemeiner Teil – dazu

beitragen, „gleiche Voraussetzun-

gen für die freie Entfaltung der

Persönlichkeit, insbesondere

auch für junge Menschen, zu

schaffen“.

4. Das Recht auf Behindertenhilfe

ist ein soziales Recht. Nach § 2

Abs. 1 Satz 2 des Sozialgesetzbu-

ches – Allgemeiner Teil – können

aus den dort genannten sozialen

Rechten (klagbare) Ansprüche

nur insoweit hergeleitet werden,

als deren Voraussetzungen und

Inhalt durch besondere gesetzli-

che Vorschriften bestimmt sind.

Dies gilt auch für die Verpflich-
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kommens vom 28. Juli 1951 über

die Rechtsstellung der Flüchtlin-

ge (BGBl. 1953 II S. 559) sowie des

dazu vereinbarten Protokolls vom

31. Januar 1967 (BGBl. 1969 II

S. 1293). Flüchtlingskinder ge-

nießen darum hier alle Rechte,

die sich durch die Anwendung

des Genfer Abkommens ergeben.

Sie sind z. B. nach Artikel 23 des

Genfer Abkommens in die öffent-

liche Fürsorge einbezogen; sie ge-

nießen insoweit wie auch beim

Empfang sonstiger Hilfeleistun-

gen grundsätzlich die gleiche Be-

handlung wie Staatsangehörige

des Aufnahmestaates. Die Rechte

nach dem Genfer Abkommen

über die Rechtsstellung der

Flüchtlinge decken sich im Übri-

gen weithin mit den Parallelga-

rantien des vorliegenden Über-

einkommens bzw. gehen jenen

als die spezielleren vor.

3. Hilfe zur Rechtswahrnehmung

kann insbesondere notwendig

sein, wenn ein Flüchtlingskind

unbegleitet eingereist ist oder

wenn es aus anderen Gründen

durch keinen Elternteil oder

sonst Sorgeberechtigten betreut

wird. In solchen Fällen ist es Auf-

gabe der Jugendbehörde und des

Vormundschaftsgerichts, die zur

Abwendung von Gefahren für das

Kind gebotenen Maßnahmen zu

treffen. Diese können z. B. darin

bestehen, dass das Kind in einer

Familie oder in einem Heim un-

tergebracht wird. Zu diesem

Zweck kann ihm nach § 1666

BGB ein Vormund bestellt wer-

den. Eine internationale Zustän-

digkeit für eine solche Maßnah-

me ergibt sich aus Artikel 9 des

Haager Minderjährigenschutz-

übereinkommens (BGBl. 1971 II

S. 217).

4. Absatz 1 verpflichtet die Vertrags-

staaten nicht, Kindern, die unbe-

gleitet in einen Vertragsstaat ein-

reisen wollen, um dort die

Rechtsstellung eines Flüchtlings

zu begehren, die Einreise zu er-

leichtern oder zu ermöglichen.

Artikel 22 Abs. 1 des Übereinkom-

mens wirkt sich auf die inner-

staatlichen Vorschriften über die

Einreise und den Aufenthalt von

Ausländern nicht aus; er hindert

insbesondere die Bundesrepublik

Deutschland als Vertragsstaat des

vorliegenden Übereinkommens

nicht daran, einen Sichtvermerk-

zwang für Kinder vorzusehen

(vgl. auch Nummer 5 zu Arti-

kel 10). Um jeden denkbaren

Zweifel darüber auszuschließen,

wird die Bundesregierung bei

Hinterlegung der Ratifikationsur-

kunde in der von ihr abzugeben-

den Erklärung eine entsprechen-

de Klarstellung vornehmen; auf

die Erklärung im Anhang dieser

Denkschrift wird dazu Bezug ge-

nommen.

5. Die Bundesregierung ist bereit,

bei der Lösung von Flüchtlingsfra-

gen international zu kooperieren.

Absatz 2, der die Vertragsstaaten

dazu anhält, wirft darum für die

Ratifizierung keine Probleme auf.

Zu Artikel 23

1. Eine körperliche, geistige oder

seelische Behinderung wirkt sich

für denjenigen, der von ihr be-

troffen ist, als eine besondere Be-
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rung“ auch Kindern zusteht. Ob

und inwieweit die Vertragsstaa-

ten Leistungen aus der Sozialver-

sicherung oder ob sie andere

„Leistungen der sozialen Sicher-

heit“ gewähren, wird in Absatz 1

nicht präzisiert und ist darum

dem Ermessen der Vertragsstaa-

ten anheimgestellt.

2. In der Bundesrepublik Deutsch-

land sind Kinder in vielfältiger

Weise in das System der sozialen

Leistungen und insbesondere

auch in das Sozialversicherungs-

system einbezogen, selbst wenn

sie dort – insbesondere in Erman-

gelung eines Beschäftigungsver-

hältnisses – keinen eigenständi-

gen Versicherungsschutz

genießen. In solchen Fällen ha-

ben sie regelmäßig einen aus der

Versicherung der Eltern oder ei-

nes Elternteils abgeleiteten Leis-

tungsanspruch. So erhalten Kin-

der z. B. in der gesetzlichen

Rentenversicherung beim Tod

der Eltern oder eines Elternteils

eine Waisenrente. Die nähere

Darstellung bleibt dem Bericht

nach Artikel 44 des vorliegenden

Übereinkommens vorbehalten.

Dies gilt auch für die in Absatz 2

angesprochenen Modalitäten der

Leistungsbemessung.

Zu Artikel 27

1. Das Recht auf einen angemesse-

nen Lebensstandard ist als ein all-

gemeines, jedermann zustehen-

des soziales Menschenrecht

bereits in Artikel 11 des Interna-

tionalen Paktes über wirtschaftli-

che, soziale und kulturelle Rechte

anerkannt und für die Bundesre-

publik Deutschland als Paktstaat

verbindlich. Artikel 27 des vorlie-

genden Übereinkommens bekräf-

tigt, dass dieses Recht auch und

insbesondere Kindern zusteht;

diese Bestimmung konkretisiert

überdies das allgemeine Recht

auf angemessenen Lebensstan-

dard unter Berücksichtigung der

besonderen Bedürfnisse des Kin-

des. Dies ergibt sich daraus, dass

Absatz 1 auf den Lebensstandard

abstellt, der nach der körperli-

chen, geistigen, seelischen, sittli-

chen und sozialen Entwicklung

des Kindes angemessen ist.

2. Da ein Kind in der Regel in seiner

Familie aufwachsen soll (Präam-

belabsatz 5, 6), ist es nach Ab-

satz 2 in erster Linie Aufgabe der

Eltern, für den Unterhalt des Kin-

des aufzukommen. Innerstaatlich

trägt diesem Erfordernis Artikel 6

Abs. 2 GG Rechnung; außerdem

ist auf die Regelung der Unter-

haltspflicht der Eltern gegenüber

ihren Kindern zu verweisen (§§

1601 ff. BGB und – für nichteheli-

che Kinder – §§ 1615 a ff. BGB).

3. Sind die Eltern nicht in der Lage,

für den Unterhalt des Kindes zu

sorgen, und erfüllen sie die ihnen

obliegenden Unterhaltspflichten

nur teilweise oder gar nicht, so

soll nach Absatz 3 die Bedürftig-

keit des Kindes durch die von den

Vertragsstaaten ergriffenen Maß-

nahmen behoben werden. Für die

Bundesrepublik Deutschland ist

hier vor allem auf die nach dem

Bundessozialhilfegesetz zu ge-

währende Sozialhilfe zu verwei-

sen, die eingreift, wenn anders

der Bedarf des Kindes nicht ge-
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tung nach Artikel 23 des vorlie-

genden Übereinkommens, die die

Vertragsstaaten durch innerstaat-

liche Maßnahmen zu erfüllen ha-

ben; sie haben dabei einen Er-

messensspielraum. In der

Bundesrepublik Deutschland

wird den Maßnahmen zur Hilfe

der Behinderten besondere öf-

fentliche Aufmerksamkeit gewid-

met. Dies zeigt sich auch darin,

dass die Bundesregierung dem

Deutschen Bundestag seit 1982

einmal in der Legislaturperiode

einen Bericht über die Lage der

Behinderten vorlegt. Auf die Be-

richte in Bundestagsdrucksachen

10/1233 und 11/4455 wird dazu

verwiesen.

Zu Artikel 24

1. Das in Absatz 1 genannte Recht

des Kindes „auf das erreichbare

Höchstmaß an Gesundheit“ wird

für jeden Menschen bereits in Ar-

tikel12 des Internationalen Paktes

über wirtschaftliche, soziale und

kulturelle Rechte garantiert. Arti-

kel 24 bekräftigt, dass dieses all-

gemeine soziale Menschenrecht

auf Gesundheit auch Kindern zu-

steht und führt in Absatz 2 und 3

eine Vielzahl weiterer Beispiels-

fälle für Maßnahmen an, die die

Vertragsstaaten ergreifen sollen,

um das Recht des Kindes auf Ge-

sundheit zu verwirklichen.

2. Maßnahmen, wie sie Artikel 24

vorschreibt oder empfiehlt, um

das Recht des Kindes auf Gesund-

heit zu verwirklichen, sind in der

Bundesrepublik Deutschland Teil

der auf allen staatlichen Ebenen

und in den Gemeinden verfolg-

ten Gesundheitspolitik, über die

im Einzelnen nach Artikel 44 be-

richtet werden wird. Dies gilt

auch für die in Absatz 4 ange-

sprochene internationale Zusam-

menarbeit mit besonderer

Berücksichtigung der Hilfsaktio-

nen für Entwicklungsländer.

Zu Artikel 25

Die Bestimmung legt fest, dass ein

behördlich untergebrachtes Kind An-

spruch darauf hat, dass die ihm ge-

währte Behandlung sowie alle ande-

ren für seine Unterbringung

belangvollen Umstände regelmäßig

überprüft werden; dem wird inner-

staatlich insbesondere durch die

nach dem Achten Buch des Sozialge-

setzbuches vorgesehene Überprüfung

der Pflegeperson (§ 37 Abs. 3 SGB

VIII), bei privat vereinbarten Pflege-

verhältnissen durch die Pflegekinder-

aufsicht (§ 44 SGB VIII) und bei Hei-

men und anderen Einrichtungen

durch die örtliche Prüfung (§ 46

SGB VIII) entsprochen.

Zu Artikel 26

1. Das soziale Menschenrecht auf

Zugang zur Sozialversicherung ist

bereits in Artikel 9 des Internatio-

nalen Paktes über wirtschaftliche,

soziale und kulturelle Rechte ver-

ankert und von der Bundesrepu-

blik Deutschland als Paktstaat an-

erkannt. Als ein jedermann

zustehendes soziales Recht wird

es innerstaatlich in § 4 des Sozial-

gesetzbuches – Allgemeiner Teil –

gewährleistet. Absatz 1 bekräf-

tigt, dass das Recht „auf Leistun-

gen der sozialen Sicherheit

einschließlich der Sozialversiche-
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Ende der Oberstufe des Gymna-

siums oder der berufsbezoge-

nen Bildungsgänge der Sekun-

darstufe II, die auch zur

allgemeinen Hochschulreife

führen, erworben. Abendgym-

nasien für Berufstätige, Einstu-

fungsprüfungen sowie Kollegs

und besondere Prüfungen für

den Hochschulzugang beson-

ders befähigter Berufstätiger

sind weitere Möglichkeiten, die

allgemeine Hochschulreife zu

erwerben. Ein Zeugnis mit

Fachhochschulreife, das zu ei-

nem Studium in einem Fach-

hochschulstudiengang berech-

tigt, wird grundsätzlich nach

einer zwölfjährigen schulischen

Ausbildung (u. a. durch den

Abschluss an einer Fachober-

schule) erworben. Diese Berech-

tigung kann auch auf besonde-

ren Wegen (u. a. aufgrund einer

Prüfung für besonders befähig-

te Berufstätige) erworben wer-

den.

– zu Buchstabe d: In der Bundes-

republik Deutschland wird den

Anforderungen des Buchstaben

d durch Beratungsdienste ent-

sprochen, die sowohl von den

Bildungsverwaltungen (Kultus-

ministerien und Wissenschafts-

ministerien der Bundesländer)

als auch von der Arbeitsverwal-

tung (Bundesanstalt für Arbeit)

eingerichtet sind.

– zu Buchstabe e: Verstöße gegen

die bestehende Schulpflicht

kommen nur vereinzelt vor. Zur

Förderung schwächerer Schüler

besteht in den Schulen eine

Vielzahl von Förderungsmaß-

nahmen.

Die Darstellung weiterer Einzel-

heiten bleibt dem Bericht nach

Artikel 44 des vorliegenden Über-

einkommens vorbehalten.

2. Die nach Absatz 2 vorgeschriebe-

ne Einhaltung der Schuldisziplin

unter Wahrung der Menschen-

würde des Kindes wird inner-

staatlich dadurch verwirklicht,

dass bei einem Verstoß des

Schülers gegen Pflichten, die ihm

innerhalb des Schulverhältnisses

obliegen, Erziehungsmaßnahmen

Vorrang vor Ordnungsmaßnah-

men haben. Reichen Erziehungs-

maßnahmen (Gespräch mit dem

Schüler, Ermahnung, Beauftra-

gung mit zusätzlichen Aufgaben,

Nachholen versäumten Unter-

richts usw.) nicht aus, kommen

als Ordnungsmaßnahmen in Be-

tracht: schriftlicher Verweis, Um-

setzung in eine Parallelklasse,

zeitweiser Ausschluss vom Unter-

richt oder Verweisung von der

Schule. Körperliche Züchtigung

ist ausdrücklich untersagt.

3. Der in Absatz 3 geforderten inter-

nationalen Zusammenarbeit im

Bildungswesen misst die Bundes-

republik Deutschland große Be-

deutung bei. Als Mitglied welt-

weiter, überregionaler und

regionaler Organisationen (z. B.

UNESCO, OECD, EG und Europa-

rat) ist sie aktiv an allen Maßnah-

men beteiligt, die im Rahmen

dieser Organisationen zur Förde-

rung der Kooperation, des Aus-

tausches, des Wissenschaftstrans-

fers und des gleichen Zugangs zu

wissenschaftlichen und techni-

schen Kenntnissen unternommen

werden.
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deckt werden kann. Das Bundes-

sozialhilfegesetz will jedem, der

in der Bundesrepublik Deutsch-

land lebt, die Möglichkeit geben,

ein der Würde des Menschen ent-

sprechendes Leben zu führen. Das

Kind hat hiernach, wenn die ge-

setzlichen Voraussetzungen vor-

liegen, auf die meisten der vorge-

sehenen Leistungen einen

klagbaren Rechtsanspruch.

4. Dem Kind muss nach Absatz 4

die Geltendmachung und ge-

richtliche Durchsetzung seiner

Unterhaltsansprüche von den

Vertragsstaaten erleichtert wer-

den. In der Bundesrepublik

Deutschland geschieht dies z. B.

in der Weise, dass dem auf Unter-

halt klagenden Kind Prozesskos-

tenhilfe gewährt wird und dass

Unterhaltsansprüche in bestimm-

ten Abständen den veränderten

Lebenshaltungskosten angepasst

werden, insbesondere durch die

Regelunterhalts-Verordnung vom

27. Juni 1970 (BGBl. I S. 1010). Fer-

ner ist besonders auf das Unter-

haltsvorschussgesetz vom 23. Juli

1979 (BGBl. I S. 1184) hinzuwei-

sen, durch das der Unterhalt von

Kindern allein stehender Mütter

oder Väter sichergestellt wird.

Der Eingehung internationaler

Verpflichtungen zu den in Absatz

4 genannten Zwecken steht die

Bundesrepublik Deutschland auf-

geschlossen gegenüber, wie sich

z. B. daraus ergibt, dass sie Ver-

tragsstaat des New Yorker Übe-

reinkommens vom 20. Juni 1956

über die Geltendmachung von

Unterhaltsansprüchen im Aus-

land (BGBl. 1959 II S. 149) ist.

Zu Artikel 28

1. Das Recht auf Bildung ist als all-

gemeines kulturelles Menschen-

recht bereits in Artikel 13 des In-

ternationalen Paktes über

wirtschaftliche, soziale und kultu-

relle Rechte verankert und von

der Bundesrepublik Deutschland

als Paktstaat anerkannt. Dieses

Recht, das nach Artikel 13 des

Paktes für jedermann gilt, seiner

Natur nach aber für Kinder von

besonderer Bedeutung ist, ist in

Artikel 28 des vorliegenden Über-

einkommens bekräftigt und zum

Teil konkretisiert worden. Zu Ab-

satz 1 Buchstabe a bis e ist auf

Folgendes hinzuweisen:

– zu Buchstabe a: Alle Kinder

werden mit der Vollendung des

6. Lebensjahres schulpflichtig.

Es besteht Schulgeldfreiheit.

– zu Buchstabe b: Auf der für alle

Kinder gemeinsamen Grund-

schule bauen die allgemein bil-

denden Sekundarschulen auf,

so die Hauptschule, die Real-

schule, das Gymnasium. Dane-

ben gibt es in allen Bundeslän-

dern Gesamtschulen. Schüler

der Sekundarschulen im allge-

mein bildenden und berufsbil-

denden Bereich haben ab Jahr-

gangsstufe 10 einen Anspruch

auf staatliche finanzielle Unter-

stützung in Form eines Zuschus-

ses, wenn dringende Gründe ei-

nen auswärtigen Schulbesuch

erfordern.

– zu Buchstabe c: Das Zeugnis der

allgemeinen oder fachgebunde-

nen Hochschulreife für ein

Studium in einem Universitäts-

studiengang wird nach 13 auf-

steigenden Schuljahren am
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Artikel 27 des Internationalen Paktes

über bürgerliche und politische

Rechte. Für Artikel 30 des vorliegen-

den Übereinkommens ist daher vor-

auszusetzen, dass eine Minderheit im

Sinne des Artikel 27 des Paktes vor-

liegt. Diese Voraussetzungen werden

in der Bundesrepublik Deutschland al-

lein von der dänischen Minderheit in

Schleswig-Holstein und von der sorbi-

schen Minderheit in der Lausitz er-

füllt. Diese Minderheiten verfügen

über eigene Schulen, die die Kinder

dieser Minderheiten ungehindert

besuchen dürfen. Auch sonst sind die

Angehörigen dieser Minderheiten

frei, ihre in Artikel 30 angeführten

Rechte auszuüben. Die Bundesrepu-

blik Deutschland geht mit den von ihr

zusammen mit Dänemark getroffenen

Regelungen der Rechte der dänischen

Minderheit über die Anforderungen

des Artikel 30 dieses Übereinkom-

mens überdies erheblich hinaus.

Zu Artikel 31

1. Das in Absatz 1 anerkannte Recht

des Kindes auf Ruhe und Freizeit

sowie auf Spiel und altersgemäße

Freizeitbeschäftigung hat in den

Garantien der geltenden interna-

tionalen Übereinkommen zum

Schutz der Menschenrechte kein

unmittelbares Vorbild. Es steht je-

doch in innerer Beziehung zu

dem in Artikel 7 Buchstabe d des

Internationalen Paktes über wirt-

schaftliche und soziale Rechte

verankerten Anspruch auf

Arbeitspausen, Freizeit, eine an-

gemessene Begrenzung der Ar-

beitszeit, regelmäßigen bezahlten

Urlaub sowie Vergütung gesetzli-

cher Feiertage, indem es den die-

sem Recht zugrunde liegenden

Gedanken für die besondere Lage

eines Kindes, das noch nicht in

einem Arbeitsverhältnis steht,

nutzbar macht. Das in Absatz 1

weiterhin garantierte Recht auf

freie Teilnahme am kulturellen

und künstlerischen Leben bekräf-

tigt dagegen für das Kind im We-

sentlichen ein schon in Artikel 15

des Internationalen Paktes über

wirtschaftliche, soziale und kultu-

relle Rechte anerkanntes kulturel-

les Menschenrecht, das jeder-

mann zusteht.

2. Absatz 2 verpflichtet die Vertrags-

staaten, das in Absatz 1 genannte

Recht zu fördern. Wie alle im vor-

liegenden Übereinkommen ga-

rantierten Rechte können auch

die Rechte nach Artikel 31 vom

Kind nur nach Maßgabe der den

Eltern oder sonstigen erziehungs-

berechtigten Personen vorbehal-

tenen Befugnisse ausgeübt wer-

den (vgl. Artikel 5 des

Übereinkommens). In der Bun-

desrepublik Deutschland wird da-

her zwar das Recht des Kindes

auf Ruhe und Erholung, auf Spiel

und altersgemäße Freizeitbe-

schäftigung sowie auf freie Teil-

nahme am Kulturleben durch

staatliche oder staatlich geförder-

te Maßnahmen freier Träger (Ju-

gendverbände, Jugendwohlfahrts-

verbände) gefördert, seine

Verwirklichung fällt überwie-

gend aber in den Tätigkeits- und

Verantwortungsbereich des El-

ternhauses. Als staatliche Maß-

nahme sind die Ferienregelungen

besonders zu erwähnen, die für

Kinder von Bedeutung sind, die

die Schule besuchen, sowie die

Durchführung und Förderung
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Zu Artikel 29

1. Absatz 1 erklärt eine Reihe von

Erziehungszielen als für die

Schulerziehung verbindlich, die –

wenngleich nicht in derselben

Weise spezifiziert – bereits in Ar-

tikel 26 Abs. 2 der Allgemeinen

Erklärung der Menschenrechte

postuliert und in Artikel 13

Abs. 1 Satz 2 des Internationalen

Paktes über wirtschaftliche, sozia-

le und kulturelle Rechte, verbind-

lich auch für die Bundesrepublik

Deutschland als Paktstaat, veran-

kert sind. Die in den Buchstaben

a bis e im Einzelnen genannten

Ziele sind darum für die Bundes-

republik Deutschland nicht neu

und durch eine Reihe von Be-

schlüssen der Kultusministerkon-

ferenz innerstaatlich verbindlich

festgelegt worden. Die Darstel-

lung der Einzelheiten kann dem

Bericht nach Artikel 44 dieses

Übereinkommens vorbehalten

bleiben.

2. Aus Absatz 1 Buchstabe c, wo-

nach die Erziehung des Kindes

u.a. auf die Achtung vor „seiner

kulturellen Identität, seiner Spra-

che und seinen kulturellen Wer-

ten“ sowie die Achtung „gegebe-

nenfalls des Landes, aus dem es

stammt“, gerichtet sein soll, kann

nicht gefolgert werden, dass Kin-

der von Gastarbeiterfamilien

oder Kinder sonst fremder Her-

kunft einen Anspruch darauf hät-

ten, im Aufenthaltsland in ihrer

Muttersprache unterrichtet zu

werden. Ein von Jugoslawien ein-

gebrachter Antrag, mit dem eine

Verpflichtung der Vertragsstaa-

ten begründet werden sollte, Kin-

der aus Gastarbeiterfamilien mit

staatlichen Maßnahmen zu hel-

fen, sich in ihrer Muttersprache

zu üben und kulturelle Bindun-

gen mit ihrem Heimatland zu

pflegen, fand keinen Konsens,

vgl. UNO-Dokument

E/CN.4/1989/48 vom 2. März

1989, S. 138/139. Die dafür aus-

schlaggebenden Bedenken dürf-

ten letztlich in der Überzeugung

gelegen haben, dass den Ver-

tragsstaaten die Entscheidung

über diese für die künftige Struk-

tur der Nation wesentliche Frage

im Rahmen und nach Maßgabe

ihrer jeweiligen Integrationspoli-

tik vorbehalten bleiben muss. Aus

denselben Gründen ist auch eine

Erstreckung der Schulpflicht auf

nicht anerkannte Asylbewerber

vom Übereinkommen nicht ge-

fordert. Dies wird mit Ziffer II

Nr. 2 der von der Bundesregie-

rung bei Niederlegung der Ratifi-

kationsurkunde abzugebenden

Erklärung (Anlage zur Denk-

schrift) klargestellt.

3. Das Recht zur Errichtung von Pri-

vatschulen, das in Absatz 2 in An-

lehnung an Artikel 13 Abs. 4 des

Internationalen Paktes über wirt-

schaftliche, soziale und kulturelle

Rechte angesprochen wird, ist in-

nerstaatlich durch das Grund-

recht nach Artikel 7 Abs. 4 GG ga-

rantiert.

Zu Artikel 30

Die Minderheitenrechte, die Arti-

kel 30 für die Kinder ethnischer, reli-

giöser oder sprachlicher Minderhei-

ten garantiert, entsprechen den

Minderheitenrechten nach
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heitsstrafe von nicht unter einem

Jahr bis zu 15 Jahren bedrohter be-

sonders schwerer Fall anzusehen,

wenn der Täter „als Person über

21 Jahre Betäubungsmittel an eine

Person unter 18 Jahren abgibt, verab-

reicht oder zum unmittelbaren Ver-

brauch überlässt“. Die Bestimmung

verlangt Maßnahmen auch des So-

zialwesens und der Erziehung. Sie

werden in der Bundesrepublik

Deutschland in vielfältiger Weise ge-

troffen, etwa im Rahmen der Schule,

durch Aufklärung der Öffentlichkeit,

durch besondere Hilfsangebote für

junge Süchtige oder durch Angebote

des erzieherischen Kinder- und Ju-

gendschutzes nach § 14 SGB VIII.

Zu Artikel 34

Nach dieser Bestimmung sind die

Vertragsstaaten verpflichtet, Maßnah-

men zu ergreifen, um Kinder vor al-

len Formen sexueller Ausbeutung

und sexuellen Missbrauchs zu schüt-

zen. Für die Bundesrepublik Deutsch-

land sind insbesondere die Strafvor-

schriften der §§ 174, 176, 180, 180 a,

182 und 184 StGB zu erwähnen. Aus

Satz 2 Buchstabe a kann nicht gefol-

gert werden, dass der durch § 182

Abs. 1 StGB vorgesehene Schutz eines

Mädchens unter sechszehn Jahren

vor Verführung entsprechend der Be-

griffsbestimmung des Kindes in Arti-

kel 1 des vorliegenden Übereinkom-

mens auf achtzehn Jahre und unter

Einbeziehung auch männlicher Ju-

gendlicher (vgl. Artikel 2 Abs. 1 „oh-

ne Unterschied des Geschlechts“) er-

weitert werden müsste. Denn nach

Satz 2 Buchstabe a sollen Kinder nur

davor geschützt werden, zur Beteili-

gung an „rechtswidrigen“ sexuellen

Handlungen überredet zu werden.

Den Vertragsstaaten bleibt damit die

Ausübung eines kriminalpolitischen

Ermessens bei der Bestimmung der

Strafbarkeit solcher Handlungen vor-

behalten, wenngleich dieses Ermes-

sen unter Berücksichtigung der

Grundsätze des Artikels 3 Abs. 1 des

Übereinkommens auszuüben ist. In

diesem Zusammenhang versteht es

sich von selbst, dass das Problem des

sexuellen Missbrauchs von Kindern

vielfältige Aspekte bietet, die über

den Einsatz des Strafrechts hinausge-

hen. In Betracht kommen auch die

Angebote des erzieherischen Kinder-

und Jugendschutzes sowie die Hilfen

zur Erziehung nach dem Achten

Buch des Sozialgesetzbuches.

Zu Artikel 35

Nach Artikel 35 haben die Vertrags-

staaten Maßnahmen zu ergreifen,

um die Entführung und den Handel

mit Kindern zu verhindern. Dem

wird innerstaatlich insbesondere

durch die §§ 234 ff. StGB sowie durch

§ 14 des Adoptionsvermittelungsge-

setzes Rechnung getragen, im

Einzelfall bietet auch § 181 StGB

(Menschenhandel) Schutz. Zur Ver-

hinderung des Handels mit Kindern,

insbesondere Mädchen, ist die Bun-

desrepublik Deutschland auch inter-

nationale Bindungen eingegangen.

Auf das Protokoll vom 4. Mai 1949

(BGBl. 1972 II S. 1074) wird in diesem

Zusammenhang besonders verwiesen.

Zu Artikel 36

Die durch Artikel 36 begründete Ver-

pflichtung der Vertragsstaaten, das

Kind vor allen „sonstigen“, das Wohl

des Kindes in irgendeiner Weise be-

einträchtigenden Formen der „Aus-

Anhang80

von Klassenfahrten. Außerschuli-

sche Maßnahmen der Jugendbil-

dung und der Kinder- und

Jugenderholung sieht insbeson-

dere § 11 des Achten Buches des

Sozialgesetzbuches vor.

Zu Artikel 32

1. Artikel 32 konkretisiert Artikel 10

Nr. 3 Satz 2 des Internationalen

Paktes über wirtschaftliche und

soziale Rechte („Kinder und Ju-

gendliche sollen vor wirtschaftli-

cher und sozialer Ausbeutung ge-

schützt werden.“).

Dementsprechend erkennen die

Vertragsstaaten in Absatz 1 das

Recht des Kindes auf Schutz vor

wirtschaftlicher Ausbeutung und

vor seiner Heranziehung zu einer

seiner Entwicklung schädlichen

Arbeit an. Dies bedeutet, wie sich

aus Absatz 2 der Bestimmung er-

gibt, praktisch vor allem, dass die

Vertragsstaaten Maßnahmen auf

dem Gebiete des Jugendarbeits-

schutzes ergreifen müssen, und

zwar auch „unter Berücksichti-

gung internationaler Überein-

künfte“. Diese Formulierung

meint, wie dies auch sonst im

Übereinkommen der Fall ist, nur

solche internationalen Verträge,

denen die Vertragsstaaten des

vorliegenden Übereinkommens

beigetreten sind. Um jedes Miss-

verständnis über die Tragweite

des Artikel 32 Abs. 2 unter die-

sem Aspekt auszuschließen, hat

die Delegation der Bundesrepu-

blik Deutschland nach Abschluss

der Beratungen des vorliegenden

Übereinkommens eine entspre-

chende Interpretationserklärung

zu Protokoll gegeben, vgl. UNO-

Dokument E/CN.4/1989/48 vom

2. März 1989, S. 139 TZ 721.

2. Den Anforderungen des

Absatzes 2 trägt innerstaatlich

vor allem das Jugendarbeits-

schutzgesetz vom 12. April 1976

(BGBl. I S. 965) Rechnung. 

Absatz 2 Buchstabe a verlangt

nicht, dass für die Zulassung zur

Beschäftigung ein einheitliches,

ausnahmslos für alle Minderjähri-

gen und für alle Beschäftigungen

geltendes Mindestalter festzule-

gen wäre. Die „Feststellung eines

Mindestalters“ liegt auch vor,

wenn je nach Art der Beschäfti-

gung für Jugendliche über vier-

zehn Jahren und für Kinder

unterhalb dieses Alters unter-

schiedliche Mindestalter festge-

setzt werden. Auch insoweit hat

die Delegation der Bundesrepu-

blik Deutschland nach Abschluss

der Beratungen eine Interpretati-

onserklärung zu Protokoll gege-

ben, vgl. wie bei Nummer 1 ange-

geben.

Zu Artikel 33

Der Missbrauch von Betäubungsmit-

teln und Rauschgiften ist kein Pro-

blem, dass allein Kinder betrifft. An-

dererseits ist anerkannt, dass Kinder

bei der Bekämpfung des Betäubungs-

mittelmissbrauchs eines besonderen

Schutzes bedürfen, zumal da die Ab-

gabe von Rauschgift an Kinder oder

deren Einbeziehung in die Drogen-

kriminalität als besonders verwerf-

lich zu beurteilen ist. Nach § 29 Abs.

3 Satz 1 in Verbindung mit Satz 2

Nr. 3 des Betäubungsmittelgesetzes

vom 28. Juli 1981 (BGBl. I S. 681) ist es

daher in der Regel als ein mit Frei-
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Bundesrepublik Deutschland

spielt dies keine Rolle, weil nach

§ 18 Abs. 1 des Jugendgerichtsge-

setzes das Höchstmaß der Jugend-

strafe zehn Jahre beträgt.

3. Buchstabe b Satz 1 wiederholt die

sich bereits aus Artikel 6 Abs. 1

des Paktes ergebenden Garan-

tien. Satz 2 geht über Artikel 6

Abs. 3 des Paktes hinaus und gibt

dem Kind Anspruch auf Strafhaft

„als letztes Mittel und für die kür-

zeste Zeit“. Diese Bestimmung ist

nicht so zu verstehen, dass Ju-

gendstrafen nur von möglichst

kurzer absoluter Dauer verhängt

werden dürften. Dagegen

spräche nicht nur die durch

Buchstabe a Satz 2 eröffnete Mög-

lichkeit, auch gegen einen

Jugendlichen eine lebenslange

Freiheitsstrafe zu verhängen. Eine

solche Auslegung stünde vor al-

lem mit dem – auch durch Arti-

kel 40 Abs. 1 des vorliegenden

Übereinkommens anerkannten –

erzieherischen Zweck der Jugend-

strafe nicht in Einklang, der es er-

forderlich machen kann, die Dau-

er der Jugendstrafe nicht

möglichst kurz zu bemessen, son-

dern so, dass der mit ihr verfolgte

erzieherische Zweck möglichst

umfassend erreicht wird. § 18 des

Jugendgerichtsgesetzes ent-

spricht diesen Anforderungen.

4. Buchstabe c Satz 1 bekräftigt

Menschenrechtsgarantien, die

sich für jedermann bereits aus

Artikel 10 Abs. 1 und Abs. 3

Satz 2 des Paktes ergeben. Das in

Artikel 10 Abs. 3 Satz 2  des Pak-

tes aufgestellte Gebot, jugendli-

che Straffällige beim Strafvollzug

von Erwachsenen zu trennen,

wird in Satz 2 mit der Maßgabe

bekräftigt, dass von der Tren-

nung abgesehen werden kann,

wenn dies als dem Wohl des Kin-

des dienlich angesehen wird. In

Halbsatz 2 wird ein Anspruch des

Kindes auf Aufrechterhaltung des

Kontakts mit seiner Familie be-

gründet, soweit nicht außerge-

wöhnliche Umstände vorliegen.

5. Die in Buchstabe d anerkannten

Rechte des Kindes ergeben sich

zum Teil bereits aus Artikel 9

Abs. 4 des Paktes. Das Recht auf

umgehenden Zugang zu einem

geeigneten Beistand ergibt sich

im Wesentlichen schon aus Arti-

kel 14 Abs. 3 des Paktes, der die

Gelegenheit zum Verkehr mit ei-

nem Verteidiger (Buchstabe b) so-

wie auf freie Verteidigerwahl

(Buchstabe d) garantiert. Arti-

kel 37 Buchstabe d des vorliegen-

den Übereinkommens schreibt

nicht vor, dass dem Kind in je-

dem Strafverfahren ein Pflichtver-

teidiger beigeordnet werden

müsste. Es ist Sache des Vertrags-

staats, darüber zu entscheiden,

ob dem jugendlichen Straftäter

ein Pflichtverteidiger oder „ein

anderer geeigneter Beistand“ bei-

geordnet wird; das „Recht auf

umgehenden Zugang zu einem

rechtskundigen oder anderen ge-

eigneten Beistand“ ist im Übrigen

dadurch erfüllt, dass das Kind –

oder seine Eltern oder sonstigen

Personensorgeberechtigten – ei-

nen Anwalt eigener Wahl mit der

Verteidigung beauftragen kön-

nen.
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beutung“ zu schützen, hat in das

Übereinkommen Eingang gefunden,

um es gegenüber anderen internatio-

nalrechtlichen Garantien des Kindes-

schutzes nicht zu verkürzen. Zwar

verlangt Artikel 32 den Schutz vor

„wirtschaftlicher“ und Artikel 34 den

Schutz des Kindes vor „sexueller“

Ausbeutung. Daraus soll aber nicht

gefolgert werden, dass andere denk-

bare Formen der Ausbeutung des

Kindes von dem Übereinkommen

nicht erfasst werden. Dies wurde bei

den Verhandlungen insbesondere für

den in Artikel 10 Nr. 3 Satz 2 des In-

ternationalen Paktes für wirtschaftli-

che, soziale und kulturelle Rechte ge-

nannten Fall der „sozialen

Ausbeutung“ betont, vgl. UNO-Doku-

ment E/CN.4/1987/25 vom 9. März

1987, S. 22 TZ 91. Wegen des unbe-

stimmten Inhalts dieses Begriffs ist

davon auszugehen, dass den Ver-

tragsstaaten durch die Bestimmung

ein weitgespannter Regelungsspiel-

raum eingeräumt ist. Eine konkret-

aktuelle Bedeutung wird ihr derzeit

für die Bundesrepublik Deutschland

angesichts der Vielzahl sonst vorgese-

hener Schutzmaßnahmen kaum zu-

kommen.

Zu Artikel 37

1. Artikel 37 bekräftigt, dass die all-

gemeinen Menschenrechtsgaran-

tien, die für das Strafverfahren

von Bedeutung sind, auch im

Strafverfahren gegen Kinder zu

beachten sind. Dies geschieht in

der Weise, dass die für das Straf-

und Strafverfahrensrecht wesent-

lichen Menschenrechtsgarantien

des Internationalen Paktes über

bürgerliche und politische Rechte

in Artikel 37 mit der Maßgabe

wiederholt werden, dass als

Rechtsinhaber das Kind genannt

wird. Ein Rechtsangleichungsbe-

darf ergibt sich darum nicht, weil

zu den Vertragsstaaten des ge-

nannten Paktes auch die Bundes-

republik Deutschland gehört.

Über die Erfüllung der mit dem

Pakt übernommenen Verpflich-

tung hat die Bundesregierung

dem Ausschuss für Menschen-

rechte nach Artikel 40 des zitier-

ten Paktes mehrfach berichtet.

Die Bundesregierung geht darum

davon aus, dass die Bundesrepu-

blik Deutschland mit Artikel 37

des vorliegenden Übereinkom-

mens keine weiter gehenden Ver-

pflichtungen übernimmt, als sie

diese mit der Ratifizierung des

Internationalen Paktes über bür-

gerliche und politische Rechte

übernommen hat.

2. Das in Buchstabe a Satz 1 aufge-

stellte Verbot, das Kind zu foltern

oder es grausamer, unmenschli-

cher oder erniedrigender Be-

handlung oder Strafe zu unter-

werfen, ist als allgemeines

Menschenrecht in Artikel 7 des

Internationalen Paktes über bür-

gerliche und politische Rechte

verankert. Satz 2 wiederholt das

Verbot der Verhängung der To-

desstrafe für Straftaten, die von

Personen unter achtzehn Jahren

begangen worden sind; dieses er-

gibt sich bereits aus Artikel 6

Abs. 5 des Paktes. Über die Pakt-

garantien hinaus geht das in

Nummer 1 ebenfalls vorgesehene

Verbot, für derartige Taten eine

lebenslange Freiheitsstrafe ohne

die Möglichkeit vorzeitiger Ent-

lassung zu verhängen. Für die
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achtzehnten Lebensjahr an, Arti-

kel 12 a Abs. 1 GG.

Zu Artikel 39

Die Bestimmung verpflichtet die Ver-

tragsstaaten zu Maßnahmen, die der

Therapie und Rehabilitation von Kin-

dern dienen, die als Opfer von Ver-

nachlässigung, Ausbeutung, Miss-

handlung, Folter, unmenschlicher

oder erniedrigender Behandlung

oder Strafe oder bei bewaffneten

Konflikten Schaden an ihrer seeli-

schen oder körperlichen Gesundheit

erlitten haben. Innerstaatlich ent-

spricht diesen Anforderungen insbe-

sondere § 5 des Sozialgesetzbuches –

Allgemeiner Teil. Auch auf die Hilfen

zur Erziehung nach dem Achten

Buch des Sozialgesetzbuches ist in

diesem Zusammenhang hinzuweisen.

Zu Artikel 40

1. Absatz 1 verpflichtet die Vertrags-

staaten, das Verfahren gegen

straffällig gewordene Jugendliche

mit besonderer Betonung der er-

zieherischen und resozialisieren-

den Aspekte durchzuführen. Dies

entspricht der Zielsetzung, die

auch die Bundesrepublik Deutsch-

land innerstaatlich mit dem Ju-

gendgerichtsgesetz verfolgt.

2. Im Zusammenhang mit der in

Absatz 1 genannten Zielsetzung

legt Absatz 2 besonderen Nach-

druck darauf, dass die allgemei-

nen Menschenrechte, die jedem

Beschuldigten vor Gericht zuste-

hen, auch respektiert werden,

wenn sich ein Kind strafrechtlich

verantworten muss. So gilt auch

für das Kind nach Buchstabe a

der Grundsatz „nulla poena sine

lege“, der als allgemeines Men-

schenrecht bereits durch Arti-

kel 15 Abs. 1 Satz 1 des Interna-

tionalen Paktes über bürgerliche

und politische Rechte sowie

durch Artikel 7 Abs. 1 EMRK und

innerstaatlich durch Artikel 103

Abs. 2 GG garantiert ist.

3. Buchstabe b listet sodann die spe-

ziellen Rechte des Kindes weitge-

hend im Einklang mit den spezi-

ellen Rechten auf, die dem

Beschuldigten nach dem Pakt

und im Wesentlichen auch nach

der Europäischen Menschen-

rechtskonvention zustehen.

4. Ziffer I bekräftigt, dass die Un-

schuldsvermutung (Artikel 14

Abs. 2 des Paktes, Artikel 6 Abs. 2

EMRK) auch für das beschuldigte

Kind gilt.

5. Ziffer II wiederholt Garantien des

Artikels 14 Abs. 3 Buchstabe a

und b des Paktes (vgl. auch Arti-

kel 6 Abs. 3 Buchstabe a und c

EMRK). Aus Ziffer II lässt sich

nicht zwingend herleiten, dass

die Vertragsstaaten verpflichtet

wären, einem Jugendlichen im

Jugendgerichtsverfahren in aus-

nahmslos allen Fällen einen Ver-

teidiger oder Beistand beizuord-

nen; denn ein Pflichtverteidiger

muss nach dem Pakt nur bestellt

werden, „wenn dies im Interesse

der Rechtspflege erforderlich ist“.

Um jeden Zweifel insoweit auszu-

schalten, wird die Bundesregie-

rung bei Hinterlegung der Ratifi-

kationsurkunde erklären, dass

Artikel 40 Abs. 2 Buchstabe b des

vorliegenden Übereinkommens
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Zu Artikel 38

1. Die Bestimmung bekräftigt Ga-

rantien, die das Kind im Falle

kriegerischer Auseinandersetzun-

gen schützen sollen. Wegen der

Schwierigkeit dieser Materie be-

schränken sich die Absätze 1 und

4 darauf, die Vertragsstaaten auf

die Einhaltung der sie bindenden

Verpflichtungen des huma-

nitären Völkerrechts zu verpflich-

ten. Artikel 38 des vorliegenden

Übereinkommens hat insofern

deklaratorischen Charakter.

2. Im Einklang mit den bestehen-

den humanitären Regeln des

Kriegsvölkerrechts, insbesondere

mit Artikel 77 Abs. 2 des Zusatz-

protokolls vom 8. Juni 1977 zu

den Genfer Abkommen vom

12. August 1949 über den Schutz

der Opfer internationaler bewaff-

neter Konflikte (Protokoll I) be-

stimmt Absatz 2, dass Kinder un-

ter fünfzehn Jahren nicht

unmittelbar an Feindseligkeiten

teilnehmen dürfen. Die Übernah-

me dieser Altersgrenze ist gegen

Bedenken zustande gekommen,

die mehrere Delegationen in den

Schlussberatungen der Genfer Ar-

beitsgruppe vorgetragen haben.

Auch die Delegation der Bundes-

republik Deutschland hat nach-

drücklich darauf hingewiesen,

dass die Altersgrenze von fünf-

zehn Jahren unangemessen nied-

rig liegt. Die der Annahme des

Absatzes 2 widersprechenden

Staaten haben sich gleichwohl

nicht durchsetzen können. Die

von der Arbeitsgruppe getroffene

Entscheidung, die sich – um

nicht das Übereinkommen als

Ganzes zu gefährden – in der

Menschenrechtskommission des

Wirtschafts- und Sozialrats sowie

im 3. Ausschuss der Generalver-

sammlung der Vereinten Natio-

nen nicht mehr hat revidieren

lassen, bildet zwar für die Bun-

desrepublik Deutschland kein Ra-

tifizierungshindernis; denn die

insoweit unzureichende Mindest-

garantie hindert nicht daran, in-

nerstaatliche weiter gehende

Schutzvorschriften zu erlassen.

Die Bundesregierung bedauert

aber, dass es nicht gelungen ist,

in dem Übereinkommen eine

höhere Altersgrenze festzulegen.

Sie befindet sich dabei in Über-

einstimmung mit der Kinderkom-

mission des Deutschen

Bundestages, die die Bundesre-

gierung aufgefordert hat, dieses

Bedauern auch nach außen zum

Ausdruck zu bringen. Dies wird

die Bundesregierung im Zusam-

menhang mit der von ihr bei Nie-

derlegung der Ratifikationsur-

kunde abzugebenden Erklärung

tun; auf den Anhang zu dieser

Denkschrift wird insoweit Bezug

genommen.

3. Nach Absatz 3 darf nicht zu den

Streitkräften eingezogen werden,

wer nicht das Alter von 15 Jahren

erreicht hat. Auch insoweit bietet

das innerstaatliche Recht weiter

gehenden Schutz. In die Bundes-

wehr kann frühestens eingestellt

werden, wer das 17. Lebensjahr

vollendet hat, vgl. § 7 Abs. 1 Nr. 1,

§ 11 Abs. 1 Nr. 1, § 18 Abs. 1 Nr. 1

der Soldatenlaufbahnverordnung

i. d. F. vom 4. Juli 1988 (BGBl. I

S. 996). Der Wehrpflicht unterlie-

gen Männer vom vollendeten
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ausgeschlossen werden. Allge-

mein ist auf Artikel 17 des Paktes

sowie auf Artikel 8 Abs. 1 EMRK

hinzuweisen. Das innerstaatliche

Recht trägt dem Schutz der Pri-

vatsphäre im Strafverfahren ins-

besondere dadurch

Rechnung, dass nach § 48 des

Jugendgerichtsgesetzes die

Hauptverhandlung gegen den an-

geklagten Jugendlichen nicht öf-

fentlich ist. Dies gilt nicht, wenn

gleichzeitig auch Erwachsene

oder Heranwachsende angeklagt

sind, jedoch kann in solchen Fäl-

len die Öffentlichkeit ausge-

schlossen werden, „wenn dies im

Interesse der Erziehung jugendli-

cher Angeklagter geboten ist“

(§ 48 Abs. 3 Satz 2 JGG).

11. Nach Absatz 3 müssen die Ver-

tragsstaaten ein Mindestalter fest-

legen, das die Vermutung der

Strafunmündigkeit begründet.

Den Anforderungen des Absatzes

3 wird innerstaatlich durch das

Jugendgerichtsgesetz entspro-

chen, aus dessen § 1 sich ergibt,

dass ein Kind unter vierzehn Jah-

ren nicht strafmündig ist.

12. Im Einklang mit Absatz 4 sieht

das Jugendgerichtsgesetz eine

Vielfalt von Maßnahmen vor, die

dazu dienen, die besonderen er-

zieherischen und auf Wiederein-

gliederung gerichteten Zwecke

des Jugendgerichtsverfahrens zu

erfüllen.

Zu Artikel 41

Artikel 41 ist dem Artikel 23 des

Übereinkommens vom 18. Dezember

1979 zur Beseitigung jeder Form von

Diskriminierung der Frau (BGBl. 1985

II S. 647) nachgebildet. Die Bestim-

mung verfolgt, indem sie alle dem

Kind noch günstigeren Regelungen

im innerstaatlichen Recht und in in-

ternationalen Verträgen unberührt

lässt, eine Tendenz, die sich in inter-

nationalen Verträgen zum Schutz der

Menschenrechte auch sonst – z. B. in

Artikel 60 EMRK – findet: der Schutz-

standard soll angehoben und nicht

vermindert werden.

Zu Artikel 42

Wie die sich aus Artikel 42 ergeben-

de Verpflichtung zur Bekanntma-

chung des Übereinkommens erfüllt

wird, wird zu gegebener Zeit zu ent-

scheiden sein. Der Text des Überein-

kommens ist schon vor Einbringung

des Entwurfs des Vertragsgesetzes

der interessierten Öffentlichkeit in ei-

ner mit der früheren DDR, mit Öster-

reich und der Schweiz abgestimmten

deutschen Übersetzung zugänglich

gemacht worden.

Zu den Artikel 43 bis 54

1. Diese Bestimmungen des Über-

einkommens betreffen vor allem

die Frage der internationalen

Kontrolle, die ausgeübt wird, um

die Fortschritte bei der Verwirkli-

chung der von den Vertragsstaa-

ten übernommenen Verpflichtun-

gen zu prüfen. Zu diesem Zweck

wird ein „Ausschuss für die Rech-

te des Kindes“ gebildet, der nach

dem Vorbild ähnlicher Gremien

nach anderen internationalen

Menschenrechtsverträgen (vgl.

z. B. Artikel 40 des Internationa-

len Paktes über bürgerliche und

politische Rechte) die von den
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derart angewandt wird, dass bei

Straftaten von geringer Schwere

nicht in allen Fällen ein An-

spruch darauf besteht, einen Bei-

stand zur Wahrnehmung und

Vorbereitung der Verteidigung

zu erhalten. In derartigen Fällen

reicht es aus, dass die Eltern oder

sonstigen Erziehungsberechtig-

ten an der Hauptverhandlung

teilnehmen, so wie dies inner-

staatlich vorgesehen ist (§ 50

Abs. 2, §§ 67 und 69 JGG).

6. Der in Ziffer III anerkannte An-

spruch des Kindes auf mündliche

Verhandlung vor einem zuständi-

gen unabhängigen Gericht ergibt

sich bereits aus Artikel 14 Abs. 1

des Paktes und Artikel 6 Abs. 1

Satz 1 EMRK, jedoch ist abwei-

chend davon eine öffentliche Ver-

handlung hier nicht vorgesehen,

was sich aus der besonderen Lage

des jungen Straftäters im Jugend-

gerichtsverfahren und durch den

Gesichtspunkt des Kindeswohls er-

klärt. Dass ein Strafverfahren an-

statt vor einem Gericht nach Zif-

fer III auch vor einer zuständigen,

unabhängigen und unpartei-

ischen Behörde (Verwaltungs-

behörde) durchgeführt werden

dürfte, hat für die Bundesrepublik

Deutschland im Hinblick auf Arti-

kel 19 Abs. 4 GG keine Bedeutung.

7. Ziffer IV wiederholt Garantien,

die sich für alle Beschuldigten be-

reits aus Artikel 14 Abs. 3 Buch-

stabe e und g des Paktes sowie

zum Teil aus Artikel 6 Abs. 3

Buchstabe d EMRK ergeben.

8. Ziffer V entspricht im Wesentli-

chen Artikel 14 Abs. 5 des Paktes,

jedoch hat die Bundesrepublik

Deutschland den dort vorgesehe-

nen Anspruch des wegen einer

Straftat Verurteilten, „das Urteil

entsprechend dem Gesetz durch

ein Gericht höherer Instanz nach-

prüfen lassen“, nicht uneinge-

schränkt akzeptiert. Bei Hinterle-

gung der Ratifikationsurkunde

zum Internationalen Pakt über

bürgerliche und politische Rechte

hat sie vielmehr zur Artikel 14

Abs. 5 des Paktes einen Vorbehalt

angebracht, wonach „bei Strafta-

ten von geringer Schwere die

Überprüfung eines nicht auf Frei-

heitsstrafe lautenden Urteils

durch ein Gericht höherer In-

stanz nicht in allen Fällen ermög-

licht werden muss“, vgl. Ziffer I

Nr. 3 Buchstabe b der Bekannt-

machung vom 14. Juni 1976

(BGBl. II S. 1068). Die Bundesre-

gierung wird darum bei Hinter-

legung der Ratifikationsurkunde

zum vorliegenden Übereinkom-

men klarstellen, dass der Paktvor-

behalt sinngemäß auch für Arti-

kel 40 Abs. 2 Buchstabe b Ziffer V

gilt (vgl. Anlage zur Denkschrift).

9. Wegen Ziffer VI wird auf die Pa-

rallelgarantien in Artikel 14

Abs. 3 Buchstabe f des Paktes so-

wie in Artikel 6 Abs. 3 Buchstabe

e EMRK verwiesen.

10. Der Anspruch auf Achtung der

Privatsphäre in Ziffer VII ist für

das gerichtliche Verfahren auch

in Artikel 14 Abs. 1 Satz 3 des

Paktes, Artikel 6 Abs. 1 Satz 2

EMRK verankert; nach dieser Be-

stimmung kann im Interesse der

Achtung des Privatlebens die Öf-

fentlichkeit von der Verhandlung
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Bekanntmachung 
über das Inkrafttreten des
Übereinkommens
über die Rechte des Kindes
Vom 10. Juli 1992
(BGBl. II S. 990)

Nach Artikel 2 Abs. 2 des Gesetzes

vom 17. Februar 1992 zu dem Über-

einkommen vom 20. November 1989

über die Rechte des Kindes

(BGBl. II S. 121) wird bekannt gege-

ben, dass das Übereinkommen nach

seinem Artikel 49 Abs. 2 für

Deutschland

am 5. April 1992

in Kraft getreten ist; die Ratifikations-

urkunde ist am 6. März 1992 bei dem

Generalsekretär der Vereinten Natio-

nen hinterlegt worden.*

Bei Hinterlegung der Ratifikationsur-

kunde hat Deutschland folgendes er-

klärt.

„I.

Die Regierung der Bundesrepublik

Deutschland erklärt, dass sie das

Übereinkommen über die Rechte des

Kindes als einen Meilenstein der Ent-

wicklung des internationalen Rechts

begrüßt und die Ratifizierung des

Übereinkommens zum Anlass neh-

men wird, Reformen des innerstaatli-

chen Rechts in die Wege zu leiten,

die dem Geist des Übereinkommens

entsprechen und die sie nach Artikel

3 Abs. 2 des Übereinkommens für ge-

eignet hält, dem Wohlergehen des

Kindes zu dienen. Zu den geplanten

Maßnahmen gehört insbesondere ei-

ne Neuordnung des Rechts der elter-

lichen Sorge für Kinder, deren Eltern

keine Ehe eingegangen sind, die als

verheiratete Eltern dauernd getrennt

leben oder geschieden sind. Hierbei

wird es insbesondere darum gehen,

auch in solchen Fällen die Vorausset-

zungen für die Ausübung der elterli-

chen Sorge durch bei Eltern zu ver-

bessern. Die Bundesrepublik

Deutschland erklärt zugleich, dass

das Übereinkommen innerstaatlich

keine unmittelbare Anwendung fin-

det. Es begründet völkerrechtliche

Staatenverpflichtungen, die die Bun-

desrepublik Deutschland nach nähe-

rer Bestimmung ihres mit dem Über-

einkommen übereinstimmenden

innerstaatlichen Rechts erfüllt.

II.

Die Regierung der Bundesrepublik

Deutschland ist der Auffassung, dass

aus Artikel 18 Abs. 1 des Überein-

kommens nicht abgeleitet werden

kann, mit dem Inkrafttreten dieser

Bestimmung stehe das elterliche Sor-

gerecht auch bei Kindern, deren El-

tern keine Ehe eingegangen sind, die

als verheiratete Eltern dauernd ge-

trennt leben oder geschieden sind,

automatisch und ohne Berücksichti-

gung des Kindeswohls im Einzelfall

beiden Eltern zu. Eine derartige Aus-

legung wäre unvereinbar mit Artikel

3 Abs. 1 des Übereinkommens. Be-

sonders im Hinblick auf die Fälle, in

denen die Eltern über die gemeinsa-

*) Am 2.Oktober 1990 hatte die ehemalige Deutsche Demokratische Republik ihre Ratifi-
kationsurkunde zu diesem Übereinkommen hinterlegt; infolge des am 3. Oktober 1990
wirksam gewordenen Beitritts der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik zur
Bundesrepublik Deutschland kam die Bestimmung des Artikels 49 Abs. 2 des Übereinkom-
mens, nach welcher das Übereinkommen für die ehemalige Deutsche Demokratische Re-
publik am 1. November 1990 in Kraft getreten wäre, nicht mehr zum Zuge.
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Vertragsstaaten nach Artikel 44

vorzulegenden Berichte prüft.

Einzelheiten des Prüfungsverfah-

rens regelt Artikel 45. Die Artikel

46 ff. haben als Schlussbestim-

mungen vertragstechnischen

Charakter. Nach dem Vorbild an-

derer Übereinkommen werden

Einzelheiten insbesondere des

Beitritts zu dem Übereinkommen,

der Änderung des Übereinkom-

mens und der Kündigung gere-

gelt. Vorbehalte gegen einzelne

Artikel können nur einge-

schränkt eingelegt werden

(Artikel 51).

2. Die Kosten des Ausschusses für

die Rechte des Kindes werden

nach einer Entscheidung, die erst

von der Generalversammlung ge-

troffen wurde, aus allgemeinen

Haushaltsmitteln der Vereinten

Nationen getragen, Artikel 43

Abs. 11 und 12. Eine Belastung

für den Bundeshaushalt tritt da-

durch ein, dass die von den Ver-

einten Nationen nach dem Über-

einkommen zu erbringenden

Mehraufwendungen über erhöh-

te Beiträge letztlich von den Mit-

gliedstaaten getragen werden

müssen. Die sich daraus für den

Bundeshaushalt ergebende Mehr-

belastung ist voraussichtlich ge-

ringfügig; sie kann derzeit nicht

beziffert werden.

Gesetz
zu dem Übereinkommen vom
20. November 1989
über die Rechte des Kindes
Ratifikationsgesetz 
vom 17. Februar 1992
(BGBl. II S. 121)

Der Bundestag hat mit Zustimmung

des Bundesrates das folgende Gesetz

beschlossen:

Artikel 1

Dem in New York am 26. Januar 1990

von der Bundesrepublik Deutschland

unterzeichneten Übereinkommen

vom 20. November 1989 über die

Rechte des Kindes wird zugestimmt.

Das Übereinkommen wird nachste-

hend mit einer amtlichen deutschen

Übersetzung veröffentlicht.

Artikel 2

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach

seiner Verkündigung in Kraft.

(2) Der Tag, an dem das Überein-

kommen nach seinem Artikel 49

für die Bundesrepublik Deutsch-

land in Kraft tritt, ist im Bundes-

gesetzblatt bekannt zu geben.

Das vorstehende Gesetz wird hier-

mit ausgefertigt und wird im

Bundesgesetzblatt verkündet.

Bonn, den 17. Februar 1992



Anhang90

me Ausübung des Sorgerechts nicht

einig sind, sind Einzelfallprüfungen

notwendig. 

Die Bundesrepublik Deutschland er-

klärt darum, dass die Bestimmungen

des Übereinkommens auch die Vor-

schriften des innerstaatlichen Rechts

a) über die gesetzliche Vertretung

Minderjähriger bei der Wahrneh-

mung ihrer Rechte, 

b) über das Sorge- und Umgangs-

recht bei ehelichen Kindern und

c) über die familien- und erbrechtli-

chen Verhältnisse nichtehelicher

Kinder

nicht berühren; dies gilt ungeachtet

der geplanten Neuordnung des

Rechts der elterlichen Sorge, deren

Ausgestaltung in das Ermessen des

innerstaatlichen Gesetzgebers ge-

stellt bleibt.

III.

Entsprechend den Vorbehalten, wel-

che die Bundesrepublik Deutschland

zu den Parallelgarantien des Interna-

tionalen Paktes über bürgerliche und

politische Rechte angebracht hat, er-

klärt sie zu Artikel 40 Abs. 2 Buchsta-

be b Ziffer ii und v des Übereinkom-

mens, dass diese Bestimmungen

derart angewandt werden, dass bei

Straftaten von geringer Schwere

nicht in allen Fällen

a) ein Anspruch darauf besteht, „ei-

nen rechtskundigen oder ande-

ren geeigneten Beistand“ zur Vor-

bereitung und Wahrnehmung

der Verteidigung zu erhalten,

b) die Überprüfung eines nicht auf

Freiheitsstrafe lautenden Urteils

durch eine „zuständige überge-

ordnete Behörde oder ein zustän-

diges höheres Gericht“ ermög-

licht werden muss.

IV.

Die Bundesrepublik Deutschland be-

kräftigt ferner ihre am 23. Februar

1989 in Genf abgegebene Erklärung:

Nichts in dem Übereinkommen kann

dahin ausgelegt werden, dass die wi-

derrechtliche Einreise eines Auslän-

ders in das Gebiet der Bundesrepu-

blik Deutschland oder dessen

widerrechtlicher Aufenthalt dort er-

laubt ist; auch kann keine Bestim-

mung dahin ausgelegt werden, dass

sie das Recht der Bundesrepublik

Deutschland beschränkt, Gesetze und

Verordnungen über die Einreise von

Ausländern und die Bedingungen ih-

res Aufenthalts zu erlassen oder Un-

terschiede zwischen Inländern und

Ausländern zu machen.

V.

Die Regierung der Bundesrepublik

Deutschland bedauert, dass nach Ar-

tikel 38 Abs. 2 des Übereinkommens

bereits Fünfzehnjährige als Soldaten

an Feindseligkeiten teilnehmen dür-

fen, weil diese Altersgrenze mit dem

Gesichtspunkt des Kindeswohls (Arti-

kel 3 Abs. 1 des Übereinkommens)

unvereinbar ist. Sie erklärt, dass sie

von der durch das Übereinkommen

eröffneten Möglichkeit, diese Alters-

grenze auf fünfzehn Jahre festzuset-

zen, keinen Gebrauch machen wird.“

VI.

(Auflistung der Staaten, für die das

Übereinkommen zum Zeitpunkt der

Bekanntmachung in Kraft getreten

ist.)


